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1. Einleitung

Im Jahresbericht der Europdischen Kommission (im Folgenden ,,Kommission®) iiber die
Wettbewerbspolitik 2023 an das Europdische Parlament, den Rat der Europdischen Union, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen werden die
wichtigsten Entwicklungen in der EU-Wettbewerbspolitik und bei der Durchsetzung des
Wettbewerbsrechts der EU im Jahr 2023 beschrieben.

Auch 2023 war ein schwieriges Jahr fur die EU. Der anhaltende Angriffskrieg Russlands gegen die
Ukraine und steigende geopolitische Spannungen haben uns erneut vor Augen gefiihrt, wie stark die
Welt — und nicht zuletzt die EU mit ihren Nachbarlandern — vernetzt ist. Die Kommission hat rasch
und entschlossen gehandelt und unter anderem MalRnahmen im Bereich staatlicher Beihilfen
ergriffen, um die negativen Auswirkungen dieser Ereignisse auf die EU-Wirtschaft abzufedern.

Es konnten aber auch positive Entwicklungen im Jahr 2023 verzeichnet werden: Besonders
hervorzuheben ist die Tatsache, dass sich die EU-Wirtschaft gegenuber den Auswirkungen des
anhaltenden Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine als widerstandsfahig erwiesen hat. Bis
Ende 2023 sanken die Energiepreise in der EU unter den 2022 erreichten Hochstwert. Die EU-
Wetthewerbspolitik war eines von vielen Instrumenten, die erfolgreich zur Bewaltigung der Krise,
fir den wirtschaftlichen Aufschwung und zur Férderung des grinen und des digitalen Wandels
eingesetzt wurden.

Die digitale Revolution ermdglicht es Firmen — nicht nur den Tech-Giganten, sondern allen
Unternehmen — weltweit tétig zu sein. Die Digitalisierung befeuert das Wirtschaftswachstum in allen
Wirtschaftszweigen. Aber schnelle Marktentwicklungen bringen auch neue Herausforderungen fir
die Wettbewerbsbehdrden mit sich. Bei dynamischen Marktentwicklungen stellt die Abgrenzung der
relevanten Mérkte — sowohl bei der Durchsetzung des Kartell- als auch des Fusionskontrollrechts —
eine der grofiten Herausforderungen fir die Kommission dar. Deshalb flihrte die Kommission im



Jahr 2023 ihre Arbeit an der neuen Bekanntmachung Uber die Marktabgrenzung weiter fort.
Angesichts dieser Marktentwicklungen und Herausforderungen hat die Kommission 2022 eine
Evaluierung beziiglich ihrer in der Verordnung (EG) Nr. 1/2003' festgelegten Ermittlungs- und
Entscheidungsbefugnisse zur Durchsetzung der Artikel 101 und 102 AEUV eingeleitet. Die Arbeit
daran wurde im Jahr 2023 fortgesetzt. Die Kommission erarbeitet aulerdem neue Leitlinien zum
Behinderungsmissbrauch durch marktbeherrschende Unternehmen nach Artikel 102 AEUV.

Enge Zusammenarbeit mit den Wettbewerbsbehtrden verschiedener Lander ist wichtiger denn je. Im
November 2023 ordnete die Kommission die Riickabwicklung der Ubernahme von GRAIL durch
Illumina an.? Beide Unternehmen haben ihren Sitz in den USA. Wahrend des gesamten Verfahrens
stand die Kommission in engem Austausch mit der US-Wettbewerbsbehtdrde (Federal Trade
Commission), die ahnliche wettbewerbsrechtliche Bedenken hatte.

Auch fur die Beihilfepolitik brachten die weltweiten und politischen Entwicklungen
Herausforderungen. Die Kommission nahm den Befristeten Rahmen zur Krisenbewéltigung und zur
Gestaltung des Wandels® (Temporary Crisis and Transition Framework, im Folgenden auch ,, TCTF*)
an, der auf dem Befristeten Krisenrahmen* (Temporary Crisis Framework, im Folgenden auch
»TCF*) aufbaut und im Einklang mit dem Industrieplan zum Griinen Deal auch
UnterstiitzungsmaBnahmen fir Wirtschaftszweige, die fiir den Ubergang zu einer klimaneutralen
Wirtschaft von entscheidender Bedeutung sind, umfasst. Auch in Zeiten geopolitischer
Entwicklungen, die den Interessen der EU zuwiderlaufen, muss die EU dem Grundsatz der
Beihilfenkontrolle treu bleiben, um zu verhindern, dass staatliche Beihilfen den Binnenmarkt
gefdhrden. Wettbewerbsfahigkeit baut auf Wettbewerb auf, nicht auf Subventionen, und
Investitionen sollten nicht aus 6ffentlichen Mitteln finanziert werden, wenn die Privatwirtschaft
selbst dazu in der Lage ware. Aus diesem Grund gelten die Vorschriften des Befristeten Rahmens zur
Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels, die UnterstiitzungsmalRnahmen fir die
Schlisselbereiche ermdglichen, fur einen begrenzten Zeitraum und enthalten strenge Auflagen. Mit
dem Auslaufen eines Teils der krisenbezogenen Abschnitte des Rahmens Ende 2023 und dem
geplanten Auslaufen der restlichen krisenbezogenen Abschnitte im Jahr 2024 sendet die Kommission
ein deutliches Signal an die Mitgliedstaaten und Unternehmen. Der Europaische Rat hat die
Kommission aufgefordert, ,,dem Rat darlber Bericht zu erstatten, wie sich die aktuelle
Beihilfepolitik auf die Integritat des Binnenmarkts und die globale Wettbewerbsfahigkeit der EU
auswirkt“.> Entsprechend bietet der vorliegende Bericht einen umfassenden Uberblick und eine

1 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfiihrung der in den Artikeln 81 und 82
des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (Text von Bedeutung fiir den EWR) (ABI. L 1 vom 4.1.2003, S. 1).
2 Sache M.10939 — Illumina/GRAIL.

3 Mitteilung der Kommission — Befristeter Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge des
Angriffs Russlands auf die Ukraine — Krisenbewéltigung und Gestaltung des Wandels (C/2023/1711) (ABI. C 101
vom 17.3.2023, S. 3).

4 Mitteilung der Kommission — Befristeter Krisenrahmen fur staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge
der Aggression Russlands gegen die Ukraine (ABI. C 1311 vom 24.3.2022, S. 1).

5 Tagung des Europaischen Rates (26. und 27. Oktober 2023), EUCO 14/23, Nummer 22 Buchstabe g.



Analyse der Beihilfepolitik und ihrer Auswirkungen auf den Wettbewerb im Binnenmarkt sowie auf
die Wettbewerbsféhigkeit der EU (siehe Abschnitt 6).

Im Jahr 2023 hat die Kommission gezeigt, wann und wie die Wettbewerbspolitik der EU angepasst
werden muss, damit die Markte in der EU zugunsten der Unternehmen und der Verbraucher fair,
wettbewerbsorientiert und offen bleiben. Die Kommission wird solche Anpassungen auch in Zukunft
vornehmen.

Ferner wendet die Kommission seit Mai 2023 die neuen Vorschriften des Gesetzes uber digitale
Markte® an, um die digitalen Markte offen und bestreitbar zu halten. Ein umfassender Bericht tiber
die Tétigkeiten der Kommission im Zusammenhang mit dem Gesetz Uber digitale Markte im
Jahr 2023 wird zeitgleich mit dem vorliegenden Bericht gemé&R Artikel 35 desselben Gesetzes
veroffentlicht. Im Oktober 2023 traten auBerdem die Meldepflichten im Rahmen der Verordnung
iiber drittstaatliche Subventionen’ in Kraft, die es der EU erlauben, gegen Marktverzerrungen durch
drittstaatliche Subventionen vorzugehen.

2. Ruckgriff auf das Beihilferecht und die Aufbau- und Resilienzfazilitat zur
Abfederung der negativen Auswirkungen externer wirtschaftlicher Schocks

2.1. Befristeter Rahmen zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels

Im Mairz 2022 nahm die Kommission den Befristeten Krisenranmen® an, der es den Mitgliedstaaten
ermoglichte, die Wirtschaft vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine zu
unterstiitzen. Der urspriingliche Befristete Krisenrahmen sah staatliche Beihilfen vor, mit denen die
unmittelbar durch die russische Invasion der Ukraine ausgeldste Wirtschaftskrise abgefedert werden
sollte, so z. B. Liquiditatshilfen in Form von staatlichen Garantien und zinsvergunstigten Darlehen,
Beihilfen zum Ausgleich der hohen Energiepreise und MaRnahmen zur Senkung der Stromnachfrage.
Im Laufe der Krise wurde der Befristete Krisenrahmen zweimal — im Juli 2022 und im
Oktober 2022 — geédndert.

Im Marz 2023 nahm die Kommission den Befristeten Rahmen zur Krisenbewéltigung und zur
Gestaltung des Wandels® an. Dieser Rahmen ermoglicht den Mitgliedstaaten nicht nur die
Gewdhrung von Beihilfen zur Bewaltigung von Krisen, sondern auch die Unterstiitzung von

& Verordnung (EU) 2022/1925 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2022 (ber
bestreitbare und faire Markte im digitalen Sektor und zur Anderung der Richtlinien (EU) 2019/1937 und
(EU) 2020/1828 (Gesetz Uber digitale Markte) (ABI. L 265 vom 12.10.2022, S. 1).

" Verordnung (EU) 2022/2560 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 (ber den
Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen (ABI. L 330 vom 23.12.2022, S. 1).

8 Mitteilung der Kommission — Befristeter Krisenrahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge
der Aggression Russlands gegen die Ukraine (ABI. C 1311 vom 24.3.2022, S. 1).

9 Mitteilung der Kommission — Befristeter Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge des
Angriffs Russlands auf die Ukraine — Krisenbewéltigung und Gestaltung des Wandels (ABI. C 101 vom 17.3.2023,
S. 3).



Schliisselsektoren fiir den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft im Einklang mit dem
Industrieplan zum Griinen Deal.

Der Befristete Rahmen zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels sieht Folgendes vor:
i) die Verlangerung der Mdoglichkeit fir die Mitgliedstaaten, Beihilfen zur Beschleunigung des
Ausbaus der erneuerbaren Energien und der Energiespeicherung sowie fur die Dekarbonisierung
industrieller Produktionsprozesse zu gewahren, bis 31. Dezember 2025, ii) die Anderung des
Anwendungsbereichs solcher Malinahmen, sodass die Gestaltung solcher Regelungen fir die
Mitgliedstaaten erleichtert wird und die Regelungen wirksamer werden, sowie iii) die Einfuhrung
neuer, bis 31. Dezember 2025 anwendbarer MaRnahmen zur weiteren Beschleunigung von
Investitionen in Schlusselsektoren fiir den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft. Der
Befristete Rahmen zur Krisenbewéltigung und zur Gestaltung des Wandels ermdéglicht im Rahmen
von Beihilferegelungen oder in Form von Einzelbeihilfen Investitionsférderungen fur die Herstellung
von strategisch wichtiger Ausristung, d. h. Batterien, Solarpaneelen, Windturbinen, Warmepumpen,
Elektrolyseuren und Ausrustung fir die Abscheidung, Nutzung und Speicherung von CO2, sowie flr
die Herstellung von Schlisselkomponenten und fir die Herstellung oder Rickgewinnung
einschlagiger kritischer Rohstoffe. Der Beihilfebetrag darf nicht ber die Hohe der Subvention
hinausgehen, die der Beihilfeempfénger fiir eine gleichwertige Investition in einem Drittstaat
aullerhalb des EWR erhalten konnte, oder Uber den Betrag, der erforderlich ist, um den
Beihilfeempfanger dazu zu bewegen, als Standort fiir die Investition den EWR zu wéhlen (die
sogenannte ,,Finanzierungsliicke*), je nachdem, welcher Betrag niedriger ist. .

Im November 2023 verlangerte die Kommission nach Konsultation der Mitgliedstaaten jene
Abschnitte bis zum 30. Juni 2024, die es den Mitgliedstaaten erlauben, begrenzte Beihilfebetrége
(Abschnitt 2.1) und — insbesondere angesichts der anhaltenden Anfalligkeit der Energiemérkte, die
sich besonders stark auf energieintensive Sektoren auswirkt, — Beihilfen zum Ausgleich der hohen
Energiepreise (Abschnitt 2.4) zu gewéhren.°

2023 nahm die Kommission 220 Beschliisse (davon 91 Anderungsbeschliisse) nach dem Befristeten
Krisenrahmen und dem Befristeten Rahmen zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels an,
wovon 147 die Genehmigung nationaler MalRnahmen betrafen, die von den 27 Mitgliedstaaten
angemeldet worden waren. Die Gesamtmittelausstattung der in diesem Rahmen von den Mitgliedstaaten
bei der Kommission angemeldeten Beihilfemalinahmen belief sich auf rund 77,94 Mrd. EUR. Weitere
Informationen ber im Rahmen dieser beiden Instrumente gewéhrte staatliche Beihilfen sind Abschnitt 6
zu entnehmen.

10 Mitteilung der Kommission — Anderung des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der
Wirtschaft infolge des Angriffs Russlands auf die Ukraine — Krisenbewéltigung und Gestaltung des Wandels (ABI.
C, C 2023/1188, 21.11.2023).



2.2. Auslaufen des Befristeten Rahmens flr staatliche Beihilfen zur Stutzung der Wirtschaft
angesichts des Ausbruchs von COVID-19

Mit dem Abflauen der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie liel? die Kommission den Befristeten
Rahmen zur Stlitzung der Wirtschaft angesichts des Ausbruchs von COVID-19 (,,Befristeter COVID-
19-Rahmen*)!! im Jahr 2023 auslaufen. Fiir bestimmte Abschnitte wurde die Geltungsdauer
verlangert; Investitionsforderungs- und SolvenzhilfemaBnahmen waren so bis 31. Dezember 2023
moglich.> Ferner ermoglichte der Befristete COVID-19-Rahmen einen flexiblen Ubergang,
insbesondere fur die Umwandlung und Umstrukturierung von Schuldtiteln, z. B. Darlehen und
Garantien, bis zum 30. Juni 2023 in andere Beihilfeformen wie direkte Zuschisse, wobei klare
Vorgaben galten.™

2.3. Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitat

Die Aufbau- und Resilienzfazilitit (im Folgenden auch ,, ARF“)!* — das Herzstiick der
NextGenerationEU-Initiative — wurde 2023 weiter umgesetzt.® Ziel ist es, in Erganzung zur
Kohasionspolitik den Zusammenhalt zwischen den Mitgliedstaaten zu férdern, indem die sozialen
und wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie abgefedert werden, und die EU besser auf
kiinftige Herausforderungen vorzubereiten, insbesondere durch Unterstlitzung des griinen und des
digitalen Wandels.

Bei den meisten MalRnahmen, die im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanziert werden,
handelt es sich nicht um staatliche Beihilfen. Von den Malinahmen, die als staatliche Beihilfen
eingestuft werden, konnen die meisten direkt von den Mitgliedstaaten durchgefiihrt werden, entweder
im Rahmen einer Gruppenfreistellungsverordnung®® oder nach einer De-minimis-Verordnung®’.

Dennoch wurden einige MalRnahmen bei der Kommission vorab zur Genehmigung angemeldet.
Dafiir hat die Kommission im April 2023 aktualisierte Standardvorlagen fiir staatliche Beihilfen'8

11 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement 22 2980.

12 Mitteilung der Kommission — Anderung des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der
Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 (ABI. C 423 vom 7.11.2022, S. 9).

13 Mitteilung der Kommission — Sechste Anderung des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen zur Stiitzung der
Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 und Anderung des Anhangs der Mitteilung der
Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der
Européischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung (C/2021/8442) (ABI. C 473 vom 24.11.2021,
S. 1).

14 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_22 3131.

15 Siehe: https://ec.europa.eu/economy_finance/recovery-and-resilience-scoreboard/index.html?lang=en.

16 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Europdischen Union (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1), zuletzt gedndert durch die Verordnung
(EU) 2021/1237 der Kommission (ABI. L 270 vom 29.7.2021, S. 39).

17 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 (iber die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom
24.12.2013,S. 1).

18 Siehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/state-aid/legislation/rrf-guiding-templates_en.
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verdffentlicht, die den Mitgliedstaaten dabei helfen sollen, mit den Beihilfevorschriften vereinbare
UnterstlitzungsmalRnahmen aufzulegen, die in ihre nationalen Aufbau- und Resilienzplédne (im
Folgenden auch ,,ARP*) aufgenommen werden. Die aktualisierten Vorlagen erleichtern es den
Mitgliedstaaten, staatliche Beihilfemalinahmen zu gestalten, die zur Umsetzung des européischen
Griunen Deals beitragen und gleichzeitig die Abhéngigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russland
verringern und den grinen Wandel im Einklang mit dem REPowerEU-Plan beschleunigen. 2023
nahm die Kommission mehr als 50 Beihilfebeschlisse zu aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat
finanzierten MaRnahmen an.

3. Fortschritte in Bezug auf die umfassende politische Agenda — damit die
Wettbewerbsvorschriften weiterhin zukunftsfahig bleiben

3.1. Aktualisierung der Vorschriften und Leitlinien im Bereich des Kartellrechts und der
Fusionskontrolle

Annahme der Vorschriften flir Vereinbarungen tber horizontale Zusammenarbeit

Im Juni 2023 nahm die Kommission die Uberarbeiteten horizontalen
Gruppenfreistellungsverordnungen fiir Vereinbarungen iiber Forschung und Entwicklung®® und fiir
Spezialisierungsvereinbarungen®  (zusammen im Folgenden ,,Horizontal-GVO*) an und
veroffentlichte dazu die Uberarbeiteten Horizontal-Leitlinien?!. Die uberarbeiteten Vorschriften
dienen Unternehmen als aktuelle Orientierungshilfe bei der Beurteilung der Frage, ob ihre
Kooperationsvereinbarungen, einschlieRlich solcher Arten von Vereinbarungen, die zum grinen und
zum digitalen Wandel beitragen, mit den EU-Wettbewerbsvorschriften im Einklang stehen. Die
Horizontal-GVO nehmen gewisse wettbewerbsférdernde Vereinbarungen Uber Forschung und
Entwicklung und Spezialisierungsvereinbarungen vom Verbot nach Artikel 101 Absatz 1 AEUV aus.
Neben anderen Anderungen wird in den Uberarbeiteten Vorschriften der Anwendungsbereich der
Gruppenfreistellungsverordnung far Spezialisierungsvereinbarungen auf weitere
Produktionsvereinbarungen, die zwischen mehr als zwei Parteien geschlossen werden, ausgeweitet
und eine flexiblere Berechnung der Marktanteile ermdglicht.

Die Horizontal-Leitlinien wurden aktualisiert, um der jlngsten Rechtsprechung und
Durchsetzungspraxis Rechnung zu tragen. Die Uberarbeiteten Leitlinien enthalten ausfihrlichere
Erlauterungen zum Informationsaustausch einschlieBlich digitaler Formen des Austauschs und zum
gemeinsamen Einkauf, u. a. auch zum Unterschied zwischen rechtmdligem gemeinsamem Einkauf

19 Verordnung (EU) Nr. 2023/1066 der Kommission vom 1. Juni 2023 Uber die Anwendung des Artikels 101
Absatz 3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen
uber Forschung und Entwicklung (ABI. L 143 vom 2.6.2023, S. 9).

20 Verordnung (EU) Nr. 2023/1067 der Kommission vom 1. Juni 2023 Uber die Anwendung des Artikels 101
Absatz3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf bestimmte Gruppen von
Spezialisierungsvereinbarungen (ABI. L 143 vom 2.6.2023, S. 20).

2L Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Anwendbarkeit von Artikel 101 des Vertrags tber die Arbeitsweise
der Européischen Union auf Vereinbarungen tber horizontale Zusammenarbeit (ABI. C 259 vom 21.7.2023, S. 1).
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Verlangerung der Gruppenfreistellungsverordnung fiir den Kraftfahrzeugsektor

Die EU-Vorschriften fur vertikale Vereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor sind in der
Gruppenfreistellungsverordnung fiir den Kraftfahrzeugsektor (im Folgenden ,Kfz-GVO*)?
festgelegt, die am 31. Mai 2023 auslaufen sollte. Im April 2023 verléngerte die Kommission die Kfz-
GVO um flnf Jahre bis zum 31. Mai 2028. Die Kommission hat die Verlangerung auf funf Jahre
begrenzt, um rechtzeitig auf Marktentwicklungen reagieren zu kénnen, die sich beispielsweise aus
der Digitalisierung von Fahrzeugen, der Elektrifizierung und neuen Mobilitdtsmustern ergeben
konnen.

22 Verordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission vom 27. Mai 2010 iiber die Anwendung von Artikel 101
Absatz 3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen
und abgestimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor (ABI. L 129 vom 28.5.2010, S. 52), geandert durch die
Verordnung (EU) 2023/822 der Kommission vom 17. April 2023 zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 461/2010
hinsichtlich ihrer Geltungsdauer (ABI. L 1021 vom 17.4.2023, S. 1).



AuRerdem hat die Kommission die Erganzenden Leitlinien?® fur den Kraftfahrzeugsektor aktualisiert.
Fahrzeuggenerierte Daten werden zu einem immer wichtigeren Wettbewerbsfaktor fur Reparatur-
und Wartungsunternehmen. Die (Uberarbeiteten Leitlinien werden es Unternehmen der
Automobilbranche erleichtern, die Vereinbarkeit ihrer vertikalen Vereinbarungen mit den EU-
Wettbewerbsvorschriften zu beurteilen, und gleichzeitig sicherstellen, dass Marktteilnehmer auf den
Anschlussmérkten, einschliellich Werkstétten, weiterhin Zugang zu den fur Reparatur und Wartung
erforderlichen fahrzeuggenerierten Daten haben.

Annahme des Pakets zur Vereinfachung und Straffung von Fusionskontrollverfahren

Im April 2023 nahm die Kommission das Paket zur Vereinfachung und Straffung der Verfahren fur
die Prifung wvon Unternehmenszusammenschliissen an. Es umfasst i) eine (berarbeitete
Durchfiihrungsverordnung?®, ii) eine Bekanntmachung (ber ein vereinfachtes Verfahren® und
iii) eine Mitteilung Gber die Ubermittlung von Unterlagen®. Das Ziel des Pakets besteht darin, das
Priifverfahren der Kommission fiir unproblematische Zusammenschliisse (,,vereinfachtes Verfahren*)
auf mehr Falle auszuweiten und weiter zu vereinfachen. Das Paket sieht aulRerdem vor, dass bei der
Anmeldung von Zusammenschlissen weniger Angaben gemacht werden missen und dass die
Anmeldungen standardméRig in elektronischer Form erfolgen. In der Bekanntmachung wird genauer
erléutert, unter welchen Umsténden die Kommission eine Sache nach dem Standardverfahren priifen
kann, obwohl diese formlich fur das vereinfachte Verfahren in Betracht kommt. Die Vorschriften zur
Vereinfachung und Straffung von Fusionskontrollverfahren traten am 1. September 2023 in Kraft.

Annahme der Leitlinien fur Nachhaltigkeitsvereinbarungen in der Landwirtschaft

Artikel 101 AEUV verbietet Vereinbarungen zwischen Unternehmen, die den Wettbewerb
beschrénken, wie etwa Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern, die zu héheren Preisen oder einer
Beschrankung der Produktionsmengen fiihren. Artikel 210a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013%

23 Bekanntmachung der Kommission — Erginzende Leitlinien fiir vertikale Beschrankungen in Vereinbarungen tiber
den Verkauf und die Instandsetzung von Kraftfahrzeugen und den Vertrieb von Kraftfahrzeugersatzteilen (ABI.
C 138 vom 28.5.2010, S. 16), gedndert durch die Mitteilung der Kommission — Anderung der Bekanntmachung der
Kommission — Ergénzende Leitlinien fiir vertikale Beschrankungen in Vereinbarungen tber den Verkauf und die
Instandsetzung von Kraftfahrzeugen und den Vertrieb von Kraftfahrzeugersatzteilen (ABI. C 1331 vom 17.4.2023,
S. 1).

24 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2023/914 der Kommission zur Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 139/2004
des Rates Uber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlissen und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 802/2004 der Kommission (ABI. L 119 vom 5.5.2023, S. 22).

% Bekanntmachung der Kommission uiber die vereinfachte Behandlung bestimmter Zusammenschliisse gemaR der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates uber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen (ABI. C 160
vom 5.5.2023, S. 1).

2 Mitteilung der Kommission — Mitteilung gemaR Artikel 3 Absatz 2, Artikel 13 Absatz 3, Artikel 20 und Artikel 22
der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2023/914 der Kommission zur Durchfihrung der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates uber die Kontrolle von Unternehmenszusammenschliissen und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 802/2004 der Kommission (ABI. C 160 vom 5.5.2023, S. 11).

27 Verordnung (EU) 2021/2117 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 zur Anderung
der Verordnungen (EU) Nr.1308/2013 uber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche
Erzeugnisse, (EU) Nr.1151/2012 dber Qualitatsregelungen fir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, (EU)



(im Folgenden , GMO-Verordnung“) nimmt jedoch bestimmte wettbewerbsbeschrankende
Vereinbarungen im Agrarsektor von diesem allgemeinen Verbot aus, sofern die Vereinbarungen fiir
das Erreichen von Nachhaltigkeitsstandards unerlasslich sind. Nach einer 6ffentlichen Konsultation?
zum Entwurf der Leitlinien zu Artikel 210a der GMO-Verordnung® im ersten Halbjahr 2023
verabschiedete die Kommission die Leitlinien im Dezember 2023. Mithilfe der Leitlinien soll die
Annahme von Nachhaltigkeitsvereinbarungen in der Landwirtschaft erleichtert werden. Zu diesem
Zweck werden in den Leitlinien die Voraussetzungen fir die Anwendung der Ausnahmeregelung
nach Artikel 210a der GMO-Verordnung erléutert und anhand einiger konkreter Beispiele illustriert.

Auslaufen der Gruppenfreistellungsverordnung flr Seeschifffahrtskonsortien

Seeverkehrsliniendienste umfassen die regelmdRige, fahrplangebundene Befdrderung von
Stuickgutern auf einer bestimmten Strecke. Solche Dienste werden in der Regel von mehreren, im
Rahmen von Konsortien zusammenarbeitenden  Schifffahrtsunternehmen erbracht. Die
Gruppenfreistellungsverordnung fiir Konsortien ermdglicht es Linienschifffahrtsunternehmen, unter
gewissen Einschrankungen zusammenzuarbeiten, ohne gegen das EU-Wettbewerbsrecht zu
verstoRen. Zum Zeitpunkt der Annahme im Jahr 2009 war das Hauptziel dieser Freistellung eine
Erleichterung der Zusammenarbeit zwischen Reedereien zur Steigerung ihrer betrieblichen Effizienz,
zur Optimierung der Schiffsauslastung und zur Verbesserung der Qualitdt der Leistungen. Im
Rahmen einer Evaluierung stellte die Kommission jedoch fest, dass die Zahl der Konsortien, die in
den Anwendungsbereich dieser Gruppenfreistellungsverordnung fallen, relativ niedrig ist. Die
Wirksamkeit und Effizienz der Gruppenfreistellungsverordnung fir Konsortien sind daher nur
begrenzt. Daher hat die Kommission beschlossen, die Gruppenfreistellungsverordnung nicht zu
verlangern und am 25. April 2024 auslaufen zu lassen.*®

Startschuss flr Vorbereitungen fir die Leitlinien zur Anwendung des Artikels 102 AEUV

Im Marz 2023 veroffentlichte die Kommission eine Aufforderung zur Stellungnahme zu den
kiinftigen  Leitlinien zur  Anwendung des Artikels 102 AEUV auf Falle wvon
Behinderungsmissbrauch.®! Die Leitlinien sollen die EU-Rechtsprechung und die umfangreichen

Nr. 251/2014 (ber die Begriffsbestimmung, Beschreibung, Aufmachung und Etikettierung von aromatisierten
Weinerzeugnissen sowie den Schutz geografischer Angaben fir aromatisierte Weinerzeugnisse und (EU)
Nr. 228/2013 iber SondermalRnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in duRerster Randlage
der Union (ABI. L 435 vom 6.12.2021, S. 262).

28 Offentliche Konsultation zum Entwurf der Leitlinien fur Nachhaltigkeitsvereinbarungen in der Landwirtschaft
(10.1.2023-24.4.2023), siehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/public-consultations/2023-sustainability-
agreements-agriculture_en.

29 Siehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/about/reaching-out/sustainability-guidelines-agri-food-supply-
chain_en.

30 Mitteilung an die Kommission — Auslaufen der Verordnung (EG) Nr.906/2009 der Kommission vom
28. September 2009 Uber die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag auf bestimmte Gruppen von
Vereinbarungen, Beschliissen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen
Seeschifffahrtsunternehmen (Konsortien) (C(2023) 6700 final vom 10.10.2023).

31 Aufforderung zur Stellungnahme zu den Leitlinien zum Behinderungsmissbrauch durch marktbeherrschende
Unternehmen (27.3.2023-24.4.2023), siehe: https://ec.europa.eu/info/law/better-requlation/have-your-
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Erfahrungen widerspiegeln, die die Kommission bei der Durchsetzung des Artikels 102 AEUV
gesammelt hat. Die Kommission wird einen Entwurf der Leitlinien zur 6ffentlichen Konsultation
vorlegen und die Beitrdage der Interessentrager sorgféltig auswerten.

Fortsetzung der Evaluierung der Verordnung (EG) Nr. 1/2003

Die Verordnung (EG) Nr. 1/2003% und ihr Durchfiinrungsrechtsakt, die Verordnung (EG)
Nr. 773/2004%, bilden einen verfahrensrechtlichen Rahmen, mit dem die wirksame und einheitliche
Anwendung der Artikel 101 und 102 AEUV in der EU sichergestellt werden soll. Im Laufe der Zeit
sind beispielsweise im Zusammenhang mit der Digitalisierung der Wirtschaft und der zunehmenden
Komplexitat von Kartelluntersuchungen neue Herausforderungen fir die Durchsetzung der
Wetthewerbsvorschriften entstanden. Nach einer 6ffentlichen Konsultation im Jahr 20223 fiihrte die
Kommission ihre Evaluierung 2023 fort. Zu diesem Zweck veranstaltete die Kommission im
Oktober 2023 einen Workshop mit einer Vielzahl von Interessentrdgern. Die Kommission hat auch
eine Studie zur Unterstitzung der Evaluierung in Auftrag gegeben. Wéhrend des
Evaluierungsprozesses steht die Kommission im  Austausch mit den nationalen
Wettbewerbsbehdrden.

Evaluierung der Vorschriften fir Technologietransfer-Vereinbarungen

Im November 2022 hat die Kommission eine Evaluierung der Gruppenfreistellungsverordnung fur
Technologietransfer-Vereinbarungen® und der dazugehérigen Leitlinien®® eingeleitet. Die Arbeit
daran wurde im Jahr 2023 fortgesetzt. Anhand der Evaluierungsergebnisse wird die Kommission
beschlielen, ob die Gruppenfreistellungsverordnung fir Technologietransfer-Vereinbarungen
auslaufen, verlangert oder Uberarbeitet werden soll.

3.2. Aktualisierung der Vorschriften und Leitlinien fur staatliche Beihilfen

Anderung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung

Im Juni2023 nahm die Kommission eine gezielte Anderung der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung (im Folgenden ,,AGVO®) an, durch die Unterstiitzungsmalinahmen

say/initiatives/13796-EU-Wettbewerbsrecht-Leitlinien-zum-Behinderungsmissbrauch-durch-marktbeherrschende-
Unternehmen_de.

32 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfiihrung der in den Artikeln 81 und 82
des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (Text von Bedeutung fur den EWR) (ABI. L 1 vom 4.1.2003, S. 1).
3 Verordnung (EG) Nr. 773/2004 der Kommission vom 7. April 2004 tber die Durchfiihrung von Verfahren auf der
Grundlage der Artikel 81 und 82 EG-Vertrag durch die Kommission (Text von Bedeutung fur den EWR) (ABI.
L 123 vom 27.4.2004, S. 18).

3 Offentliche Konsultation zu den EU-Verfahrensvorschriften im Kartellbereich — Evaluierung (30.6.2022-
6.10.2022), siehe: https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13431-EU-
Verfahrensvorschriften-im-Kartellbereich-Bewertung_de.

% Verordnung (EU) Nr. 316/2014 der Kommission vom 21. Marz 2014 Uber die Anwendung von Artikel 101
Absatz 3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf Gruppen von Technologietransfer-
Vereinbarungen (ABI. L 93 vom 28.3.2014, S. 17).

% Mitteilung der Kommission — Leitlinien zur Anwendung von Artikel 101 des Vertrags tber die Arbeitsweise der
Européischen Union auf Technologietransfer-Vereinbarungen (ABI. C 89 vom 28.3.2014, S. 3).
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fiir den griinen und digitalen Wandel in der EU weiter vereinfacht und beschleunigt und gleichzeitig
das Funktionieren des Binnenmarkts gewdhrleistet werden sollen.®” Die (iberarbeitete AGVO
verschafft den Mitgliedstaaten mehr Flexibilitdt bei der Ausgestaltung und Durchfiihrung von
staatlichen UnterstiitzungsmaBnahmen in Schliisselsektoren fir den Ubergang zu einer
klimaneutralen Wirtschaft. Ferner wird sie im Einklang mit dem Industrieplan zum Griinen Deal®
dazu beitragen, Investitionen in die Produktion sauberer Technologien und den Zugang zu den daftr
benotigten Finanzierungsmitteln zu beschleunigen.

Mit der Uberarbeiteten AGVO werden die Mdglichkeiten zur Gewahrung staatlicher Umweltschutz-
und Energiebeihilfen erweitert und die VVorschriften gestrafft. Dartiber hinaus wird die Unterstiitzung
wichtiger Vorhaben von gemeinsamem européischem Interesse (,,Important Projects of Common
European Interest, im Folgenden auch ,,IPCEI*) in den Bereichen Forschung und Entwicklung
erleichtert. AuBerdem gibt es mehr Mdglichkeiten fur Schulungs- und Umschulungsmafinahmen fur
Beschéftigte. Ferner werden Beihilfen in Form regulierter Preise fir Strom, Gas und Warme
erleichtert, indem diese Gruppe in den Anwendungsbereich der AGVO aufgenommen wird. Mit der
uberarbeiteten AGVO werden auch die Anmeldeschwellen fir Umweltschutzbeihilfen sowie fir
Beihilfen fiir Forschung und Entwicklung und Innovation angehoben. Dariiber hinaus werden in der
uberarbeiteten AGVO die Bestimmungen tber Risikofinanzierungsbeihilfen fur kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) prézisiert und gestrafft. Auch die Bestimmungen fir feste und mobile
Breitbandnetze werden prézisiert und in Schlusselbereichen erweitert. So besteht nun auch die
Maglichkeit einer Forderung von aktiven mobilen Gerédten und es werden neue Bestimmungen fur
Backhaul-Netze festgelegt. Die AGVO wurde bis Ende 2026 verldngert und ihre Bestimmungen
wurden an die Uberarbeiteten Regionalbeihilfeleitlinien, die Klima-, Umweltschutz- und
Energiebeihilfeleitlinien, die Risikofinanzierungsleitlinien, den Unionsrahmen fir Forschung,
Entwicklung und Innovation und die Breitbandleitlinien angepasst.

Annahme der allgemeinen De-minimis-Verordnung

Im Dezember 2023 nahm die Kommission die neue allgemeine De-minimis-Verordnung® an, da die
Geltungsdauer der vorherigen De-minimis-Verordnung am 31. Dezember 2023 endete. Durch die
Verordnung werden geringe Beihilfebetrage von der EU-Beihilfenkontrolle ausgenommen, da davon

37 Verordnung (EU) 2023/1315 der Kommission vom 23.Juni 2023 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union und der
Verordnung (EU) 2022/2473 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in
der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tétigen
Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (Text von Bedeutung fiir den EWR) (C/2023/4278) (ABI. L 167 vom 30.6.2023, S. 1).

38 Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, den Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Ein Industrieplan zum Griinen Deal fiir das
klimaneutrale Zeitalter (COM(2023) 62 final).

39 Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 tiber die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L, 2023/2831,
15.12.2023).
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ausgegangen wird, dass sie keine Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten haben und
den Wettbewerb weder verfélschen noch zu verfalschen drohen. Durch die Ausnahme kleiner
Beihilfebetrdge von der Beihilfenkontrolle verringert sich der Verwaltungsaufwand fir die
Unternehmen — insbesondere fir KMU — und fir die Mitgliedstaaten erheblich. Die wichtigsten
Anderungen sind eine Anhebung des Hochstbetrags, der einem einzigen Unternehmen Gber einen
Zeitraum von drei Jahren gewahrt werden darf, auf 300 000 EUR, um der Inflation Rechnung zu
tragen, und die Einfiihrung eines obligatorischen De-minimis-Registers auf nationaler oder EU-
Ebene zur Erhéhung der Transparenz. Wéhrend die Unternehmen nach der vorherigen Verordnung
verpflichtet waren, die erhaltenen De-minimis-Beihilfen selbst im Auge zu behalten, sieht die neue
De-minimis-Verordnung vor, dass alle Mitgliedstaaten ab 2026alle einschlagigen Angaben zu
gewahrten De-minimis-Beihilfen in einem zentralen Register auf nationaler oder auf EU-Ebene
erfassen und im Falle neuer Beihilfen priifen missen, ob dadurch der festgelegte Hochstbetrag nicht
uberschritten wird.

Annahme der tiberarbeiteten DAWI-De-minimis-Verordnung

Im Dezember 2023 nahm die Kommission die Verordnung (EU) 2023/2832 ber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union auf De-minimis-
Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
erbringen®® (DAWI-De-minimis-Verordnung) an. Diese Verordnung trat am 1. Januar 2024 in Kraft
und ersetzt die Verordnung (EU) Nr. 360/2012*, deren Geltungsdauer am 31. Dezember 2023
endete. Die Kommission beschloss, den Hochstbetrag an De-minimis-Beihilfen, der einem einzigen
Unternehmen Uber einen Zeitraum von drei Jahren fir die Erbringung einer DAWI gewéhrt werden
darf, auf 750 000 EUR anzuheben.

Annahme der Uberarbeiteten Vorschriften fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor sowie
im Fischerei- und Aquakultursektor

Im Januar 2023 traten die Uberarbeitete Gruppenfreistellungsverordnung fur die Landwirtschaft und
die Uberarbeitete Gruppenfreistellungsverordnung fiir die Fischerei sowie die Rahmenregelung flr
staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten*? in Kraft. Die von der
Kommission im Dezember 2022 angenommenen Leitlinien fir staatliche Beihilfen im Fischerei- und
Aquakultursektor®® gelten ab April 2023.

40 Verordnung (EU) Nr. 2023/2832 der Kommission vom 13. Dezember 2023 tiber die Anwendung der Artikel 107
und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABI. L, 2023/2832, 15.12.2023).

41 Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 tber die Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABI. L 114 vom 26.4.2012, S. 8).

42 Mitteilung der Kommission — Rahmenregelung fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in
l&ndlichen Gebieten (2022/C 485/01) (ABI. C 485 vom 21.12.2022, S. 1).

43 Mitteilung der Kommission — Leitlinien fir staatliche Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABI. C 107
vom 23.3.2023, S. 1).
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Durch die Uberarbeitung der Gruppenfreistellungsverordnungen fiir die Landwirtschaft bzw. die
Fischerei wurde deren Anwendungsbereich erweitert. So sind nun bis zu 50 % der MaRnahmen, die
nach den alten Vorschriften angemeldet werden mussten, von der Anmeldepflicht befreit. Die neue
Rahmenregelung fiir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und die Leitlinien fur staatliche
Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor spiegeln die Erfahrungen der Kommission aus ihrer
Beschlusspraxis sowie die derzeitigen strategischen Prioritaten der EU wider, insbesondere die der
Gemeinsamen Agrarpolitik, der Gemeinsamen Fischereipolitik, des Européischen Meeres-,
Fischerei- und Aquakulturfonds, des europdischen Griinen Deals, der Strategie ,,Vom Hof auf den
Tisch* sowie die der Biodiversititsstrategie. Die {iberarbeiteten Leitlinien fiir staatliche Beihilfen im
Fischerei- und Aquakultursektor unterstiitzen die Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung der
ehrgeizigen Umweltziele der EU, indem sie zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur
Abfederung der Auswirkungen des Klimawandels beitragen.

Im Oktober 2023 nahm die Kommission eine Anderung der De-minimis-Verordnung fiir den
Fischerei- und Aquakultursektor** an. In der tberarbeiteten Verordnung wird der Hochstbetrag an
De-minimis-Beihilfen, der einem einzigen Unternehmen Uber einen Zeitraum von drei Jahren
gewahrt werden darf, von 30 000 EUR auf 40 000 EUR angehoben. Daruber hinaus fallen die
Verarbeitung und die Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen nun nicht mehr unter
die De-minimis-Verordnung fir den Fischereisektor, sondern unter die allgemeine De-minimis-
Verordnung.

Annahme des IPCEI-Verhaltenskodexes

In der IPCEI-Mitteilung® sind die Beihilfefahigkeits- und Vereinbarkeitskriterien festgelegt, die die
Kommission bei der Priifung staatlicher Beihilfen flr wichtige Vorhaben von gemeinsamem
europaischem Interesse (IPCEI) zugrunde legt. Durch die Prifung und anschlieBende Genehmigung
staatlicher Beihilfen fur eine Reihe von IPCEI haben die Mitgliedstaaten und die Kommission
Erfahrungen mit der Prifung dieser Art von Beihilfen gesammelt. Auf der Grundlage dieser
Erfahrungen erarbeitete die Kommission im Mai 2023 einen Verhaltenskodex fiir die Gestaltung von
IPCEI“, der eine gestraffte Prifung ermdglicht. Der Kodex gibt weder die geltende Rechtslage
wieder noch stellt er einen rechtsverbindlichen Ansatz fir die direkten Teilnehmer des IPCEI dar. Er
begrundet auch keine zusétzlichen Rechte und keine neuen Verpflichtungen.

4 Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 2023 zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 717/2014, (EU) Nr. 1407/2013, (EU) Nr. 1408/2013 und (EU) Nr. 360/2012 hinsichtlich De-minimis-Beihilfen
fir die Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur und der Verordnung
(EU) Nr.717/2014 hinsichtlich des Gesamtbetrags der einem einzigen Unternehmen gewéhrten De-minimis-
Beihilfen, ihrer Geltungsdauer und anderer Aspekte (ABI. L, 2023/2391, 5.10.2023).

4 Mitteilung der Kommission — Kriterien fir die Wirdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur
Férderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem européischem Interesse mit dem Binnenmarkt (2021/C 528/02)
(ABI. C 528 vom 30.12.2021, S. 10).

46 GD COMP: Code of good practices for a transparent, inclusive, faster design and assessment of IPCEls
(Verhaltenskodex fir eine transparente, inklusive und schnellere Gestaltung und Priifung von IPCEI), 17. Mai 2023,
siehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/system/files/2023-

05/IPCEIs_DG_COMP_code_of good_practices.pdf.
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Gemeinsames Européaisches Forum flir wichtige Vorhaben von gemeinsamem europdischem
Interesse

Im Herbst 2023 hat die Kommission das Gemeinsame Europaische Forum (Joint European Forum)
fiir wichtige Vorhaben von gemeinsamem europaischem Interesse (JEF-IPCEI*’ ins Leben gerufen,
das am 20. Oktober 2023 erstmals zusammentrat. Das Forum — eine Partnerschaft zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten — deckt den gesamten IPCEI-Lebenszyklus ab und hat das Ziel,
die Gestaltung, Prufung (auf Grundlage der geltenden Beihilfevorschriften) und Durchfihrung von
IPCEI wirksamer zu gestalten und Bereiche von strategischem EU-Interesse fir potenzielle kinftige
IPCEI zu ermitteln. Mit Blick auf diese Ziele soll Uber das JEF-IPCEI erreicht werden, dass
potenzielle neue IPCEI besser mit den politischen Zielen der EU-Industriestrategie im Einklang
stehen. Das JEF-IPCEI wird mehrmals im Jahr zusammentreten.

Annahme der Auslegungsleitlinien zu der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Im Jahr 2023 hat die Kommission eine Uberarbeitete Fassung der Auslegungsleitlinien zu der
Verordnung (EU) Nr. 1370/2007 iiber 6ffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und StraRe?®
angenommen. Ziel der Leitlinien ist es, den Mitgliedstaaten und Interessentrdgern angesichts der
durch das vierte Eisenbahnpaket und die einschlagige Rechtsprechung der EU-Gerichte bedingten
Anderungen zusétzliche Orientierungshilfen fiir die Anwendung einiger Bestimmungen dieser
Verordnung an die Hand zu geben.

Evaluierungen

Im Einklang mit den Leitlinien fir eine bessere Rechtsetzung hat die GD Wettbewerb ihre
Evaluierung der Vorschriften fiir staatliche Beihilfen fiir Banken in Schwierigkeiten®® und der
Vorschriften fur Beihilfen in Form staatlicher Garantien®® fortgesetzt.

4. Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zu den wichtigsten
Prioritaten der Kommission

Die Erhaltung der Marktdisziplin durch eine wirksame Durchsetzung der EU-
Wetthewerbsvorschriften ist fir den griinen und den digitalen Wandel der EU-Wirtschaft sowie fiir

47 Gemeinsames Européisches Forum fiir IPCEI — Europdische Kommission (europa.eu)

48 Bekanntmachung der Kommission tber die Auslegungsleitlinien zu der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (iber
offentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Strale (2023/C 222/01) (C/2023/3978) (ABI. C 222 vom
26.6.2023, S. 1).

49 Mitteilung der Kommission tber die Anwendung der Vorschriften fir staatliche Beihilfen auf Manahmen zur
Stiitzung von Banken im Kontext der Finanzkrise (,,Bankenmitteilung 2013*) (ABI. C 216 vom 30.7.2013, S. 1) und
die damit verbundenen Mitteilungen: Rekapitalisierungsmitteilung von 2009 (2009/C10/03), Mitteilung uber die
Behandlung wertgeminderter Aktiva von 2009 (2009/C72/01), Umstrukturierungsmitteilung von 2009
(2009/C195/04), Verléangerungsmitteilung von 2010 (2010/C329/07), Verlangerungsmitteilung von 2011
(2011/C356/02).

50 Mitteilung der Kommission tber die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen
in Form von Haftungsverpflichtungen und Biirgschaften (ABI. C 155 vom 20.6.2008, S. 10).
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den Aufbau einer Wirtschaft im Dienste der Menschen von entscheidender Bedeutung. Die
Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften ermdglicht es, die verbleibenden Hindernisse im
Binnenmarkt und Marktbeschrankungen zu beseitigen. Der Binnenmarkt tragt naturgemaR dazu bei,
die wirtschaftliche Resilienz der EU-Wirtschaft zu erhdhen, indem er Anreize flr Investitionen,
Innovationen, die  Diversifizierung der Lieferketten und die ErschlieBung neuer
Geschéaftsmdglichkeiten schafft.

4.1 Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zum digitalen Wandel und zu einem
starken und widerstandsfahigen Binnenmarkt

Die Wetthewerbspolitik trdgt zu einem besseren Funktionieren der Markte fir Verbraucher,
Unternehmen und die Gesellschaft bei und spielt somit eine entscheidende Rolle bei den
Bemihungen der EU, im digitalen Bereich weltweite eine Fuhrungsrolle zu tibernehmen. Der digitale
Wandel hat tiefgreifende Auswirkungen auf alle Aspekte von Wirtschaft und Gesellschaft. Indem die
Wettbewerbspolitik den Wandel und Innovationen fordert, hilft sie der EU dabei, das Potenzial des
digitalen Zeitalters voll auszuschépfen. Die Durchsetzung des Kartellrechts hat zum digitalen
Wandel und zu einem starken und widerstandsfahigen Binnenmarkt beigetragen.

Beitrag der Durchsetzung des Kartellrechts zum digitalen Wandel und zu einem starken und
widerstandsfahigen Binnenmarkt

Der Prozessor ist eine der Kernkomponenten jedes Computers, weshalb es fir den gesamten digitalen
Sektor von entscheidender Bedeutung ist, dass der Wettbewerb auf dem Prozessormarkt gewahrt
wird. Im Jahr 2009 verhangte die Kommission wegen eines VerstoRes gegen Artikel 102 AEUV eine
GeldbuBe in Hohe von 1,06 Mrd. EUR gegen Intel, da das Unternehmen an zwei rechtswidrigen
Handlungen beteiligt war. Intel gewéahrte Computerherstellern Rabatte unter der Bedingung, dass
diese ihre x86-Prozessoren ausschlieRlich oder fast ausschlieflich von Intel kauften (sogenannte
,bedingte Rabatte®). Intel leistete auch Direktzahlungen an Computerhersteller, um die
Markteinfiihrung bestimmter Produkte, die x86-Prozessoren von Wettbewerbern enthielten, zu
stoppen oder zu verzogern (sogenannte ,,reine Beschriankungen®). Im Jahr 2022 erklérte das Gericht
den urspriinglichen Beschluss der Kommission von 2009 in Bezug auf die bedingten Rabatte
teilweise flr nichtig. Daraufhin erlieR die Kommission im September 2023 erneut einen Beschluss,
mit dem sie gegen Intel eine GeldbuBe in Hohe von 376,36 Mio. EUR wegen der reinen
Beschrankungen verhangte.

Digitale Musikabonnements werden von vielen Verbraucherinnen und Verbrauchern in der EU
genutzt, weshalb es wichtig ist, dass der Wettbewerb in diesem Sektor gut funktioniert. In diesem
Zusammenhang richtete die Kommission im Februar 2023 eine Mitteilung der Beschwerdepunkte®
an Apple, in der sie das Unternehmen von ihrer vorldufigen Auffassung in Kenntnis setzte, dass
Apple seine beherrschende Stellung missbraucht habe, indem es die Maoglichkeiten der

51 Sache AT. 37990 — Intel.
52 Sache AT.40437 — Praktiken des Apple App Store (Musikstreaming).
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Anwendungsentwickler eingeschrankt habe, iPhone- wund iPad-Nutzer (ber alternative
Musikabonnements zu informieren. Die Kommission vertrat die vorldufige Auffassung, dass die von
Apple auferlegten Beschrankungen unlautere Handelsbedingungen darstellen, die gegen Artikel 102
AEUV verstoRen.

Im Juni 2023 teilte die Kommission Google in einer Mitteilung der Beschwerdepunkte ihre
vorlaufige Auffassung mit, dass Google durch Verzerrung des Wettbewerbs im Bereich der
Technologien fir Online-Werbung (Adtech) gegen Artikel 102 AEUV verstoRen habe.>®* Google
ist auf allen Ebenen der Adtech-Branche vertreten. Wiirde sich der Wettbewerb bei den Adtech-
Diensten verringern, so hatte dies weitreichende Auswirkungen auf den digitalen Sektor, da nicht
nur die direkten Wettbewerber von Google, sondern auch die Publisher und die Werbetreibenden
selbst beeintrachtigt wiirden. Die Kommission beflrchtet, dass Google seine eigenen Dienste fir
Online-Display-Werbung zulasten von Wettbewerbern, Werbetreibenden und Online-Publishern
begunstigt hat. Laut ihren vorlaufigen Feststellungen hat Google seine beherrschende Stellung
missbraucht, indem es seine eigene Werbeborse AdX bei der von seinem Ad-Server DFP
durchgefiihrten Auktion zur Auswahl von Werbung sowie im Hinblick auf die Art und Weise
begunstigt hat, wie seine Instrumente fur den Kauf von Werbung — Google Ads und DV 360 —
Angebote auf Werbeborsen (Ad exchanges) abgeben.

Kartelle zdhlen zu den schwersten VerstoRen gegen das Wettbewerbsrecht. Sie fugen der Wirtschaft
schweren Schaden zu und fiihren zu keinerlei Effizienzsteigerungen. Indem die an horizontalen
Kartellen beteiligten Unternehmen hohere Preise verlangen und die Produktion begrenzen, kommt es
zu einer Verringerung der wirtschaftlichen Effizienz und des Wohlstands. Sie halten andere
Unternehmen davon ab, neue Produkte und Technologien zu entwickeln, wodurch die Innovation
und die Wahlmdglichkeiten fur die Verbraucher eingeschrankt werden.

Im September 2023 sanktionierte die Kommission erstmals ein Kartell im Verteidigungssektor: Sie
verhangte gegen Diehl eine Geldbule in Hoéhe von 1,2 Mio. EUR, weil das Unternehmern
gemeinsam mit seinem Wettbewerber RUAG® im Hinblick auf den Verkauf von militarischen
Handgranaten ein Kartell gebildet hatte. Gegen RUAG wurde keine GeldbulRe verhéngt, da das
Unternehmen die Kommission nach der EU-Kronzeugenregelung von dem Kartell in Kenntnis
gesetzt hatte. Die Kommission stellte fest, dass die Unternehmen fast 14 Jahre lang nationale Markte
im Européischen Wirtschaftsraum (EWR) untereinander aufgeteilt hatten. Beide Unternehmen
raumten ihre Kartellbeteiligung ein und stimmten einem Vergleich zu.

Im Oktober 2023 erlie} die Kommission auch einen Beschluss in Bezug auf ein Kartell im
Arzneimittelsektor. Sie verhangte gegen Alkaloids of Australia, Alkaloids Corporation, Boehringer,
Linnea und Transo-Pharm in einem Vergleichsverfahren GeldbuBen in HOhe von insgesamt
13,4 Mio. EUR, da die Unternehmen an einem langjahrigen Kartell in Bezug auf den

%3 Sache AT.40670 — Google — Online-Werbetechnologie und Praktiken in Zusammenhang mit Daten.
% Sache AT.40760 — Handgranaten.
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pharmazeutischen Wirkstoff N-Butylscopolaminiumbromid (Butylscopolamin) beteiligt waren, der
zur Herstellung von Arzneimitteln gegen Bauchkrampfe benétigt wird.>® Gegen C2 PHARMA wurde
keine GeldbulRe verhdngt, da das Unternehmen die Kommission nach der EU-Kronzeugenregelung
von dem Kartell in Kenntnis gesetzt hatte. Die sechs Unternehmen hatten Absprachen getroffen und
die Festsetzung eines Mindestpreises fir den Verkauf von Butylscopolamin an ihre Kunden
(Vertriebshé&ndler und Generikahersteller) und die gegenseitige Zuweisung von Quoten vereinbart.
Zudem tauschten sie sensible Geschaftsinformationen aus.

Im November 2023 verhéngte die Europaische Kommission gegen die Rabobank eine Geldbul3e in
Hohe von 26,6 Mio. EUR, weil sie gemeinsam mit der Deutschen Bank an einem Kartell im Bereich
des Handels mit bestimmten Euro-Anleihen beteiligt gewesen war.® Gegen die Deutsche Bank
wurde keine GeldbuBe verhdngt, da das Unternehmen die Kommission nach der EU-
Kronzeugenregelung von dem Kartell in Kenntnis gesetzt hatte. Die Untersuchung der Kommission
ergab, dass die beiden Banken wvon 2006 bis 2016 uber einige ihrer Handler sensible
Geschéaftsinformationen ausgetauscht und ihre Handels- und Preisstrategien koordiniert hatten.

Im November 2023° teilte die Kommission sechs Unternehmen und einem Fachverband ihre
vorlaufige Auffassung mit, dass diese gegen die EU-Kartellvorschriften verstoRen hatten, indem sie
Absprachen getroffen hatten, um die Preise fir im EWR an Automobilhersteller verkaufte
Starterbatterien zu erhohen.

Im Jahr 2023 setzte die Kommission ihre Untersuchung zu méglichen Beschrankungen des zwischen
den Mitgliedstaaten erfolgenden Parallelhandels mit Schokolade-, Keks- und Kaffeeprodukten durch
Mondelez fort>® Darilber hinaus leitete sie eine Untersuchung zu mutmaRlichen
Marktabschottungspraktiken auf den Maérkten fir Energydrinks ein und fuhrte unangekiindigte
Nachpriifungen bei Red Bull durch.>®

Im Jahr 2023 fiihrte die Kommission unangekiindigte Nachprifungen in zahlreichen Sektoren durch,
u.a. in der Duftstofforanche®, im Energydrinks-Sektor®!, in der Modebranche®?, im
Medizinproduktesektor®®, im Bauchemikaliensektor® und im Bereich Online-Lieferdienste®.

Urteil des Gerichts in der Rechtssache Videospiele®

Im September 2023 bestétigte das Gericht den Beschluss der Kommission, in dem diese eine
kartellrechtliche Zuwiderhandlung von Valve im Zusammenhang mit Videospielen festgestellt hatte. In

% Sache AT.40636 — SNBB.

% Sache AT.40512 — Euro-Anleihen.

57 Sache AT.40545 — Starterbatterien.

%8 Siehe:https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 281.
%9 Siehe:https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1802.

50 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23 1532.
61 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23 1802.
62 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 23 2352.
63 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 23 4517,
64 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_5061.
85 Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_5944.
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ihrem Beschluss hatte die Kommission festgestellt, dass Valve und fiinf PC-Videospieleverlage durch
wettbewerbswidrige Vereinbarungen/abgestimmte Verhaltensweisen die Parallelimporte von PC-
Videospielen mittels Geoblocking beschréankt hatten. Das Gericht bestdtigte, dass die
Vereinbarungen/abgestimmten Verhaltensweisen insoweit eine Wettbewerbsbeschrankung bezweckten,
als sie darauf abzielten, Parallelimporte einzuschrénken, und dass der rechtliche und wirtschaftliche
Kontext nicht geeignet sei, diese Einschatzung infrage zu stellen. Darlber hinaus bestatigte das Gericht,
dass sich Artikel 101 Absatz 1 AEUV auf alle Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen beziehe, die den Wettbewerb verfalschen, unabhéngig von dem Markt, auf dem die
beteiligten Unternehmen tétig sind.

Das Gericht stellte zudem das Verhéltnis zwischen dem EU-Wettbewerbsrecht und dem Urheberrecht klar
und bestétigte u. a., dass die Erteilung von Lizenzen (einschlielich ausschliellicher Lizenzen) an sich
nicht gegen Artikel 101 AEUV verstoRe. Zusétzliche territoriale Beschrankungen von Lizenzen, die den
Zugang zu dem geschitzten Gegenstand von auBerhalb des durch die Lizenz abgedeckten Gebiets
unmdoglich machen, konnten jedoch einen wettbewerbswidrigen Zweck haben und unter Artikel 101
AEUV fallen.

Beitrag der Fusionskontrolle zum digitalen Wandel und zu einem starken und widerstandsfahigen
Binnenmarkt

Die Fusionskontrolle unterstitzt die wichtigsten Prioritdten der Kommission im Bereich digitale
Innovation und digitaler Wandel, indem sie die Entstehung UberméRiger Marktmacht,
Marktabschottung und die Ausschaltung neuer Marktteilnehmer verhindert. Im Jahr 2023 setzte sich
die Kommission weiter flr die Durchsetzung der Fusionskontrollvorschriften ein, um die
Verbraucher vor Preiserhdhungen, aber auch vor einer Verschlechterung anderer wichtiger
Wetthewerbsparameter wie Qualitat, Auswahl und Innovation zu schitzen.

Im Jahr 2023 blieben die Téatigkeiten der Kommission im Bereich der Fusionskontrolle auf einem
hohen Niveau. Die Kommission erliel 333 Fusionskontrollbeschlisse (im Jahr 2022 waren es
368 Fusionskontrollbeschlisse), die verschiedene Sektoren betrafen. 271 dieser Beschliisse wurden
im vereinfachten Verfahren angenommen. Die Kommission intervenierte bei 11 geplanten
Ubernahmen, von denen neun mit Auflagen genehmigt wurden und einer untersagt wurde. Ein
angemeldetes Zusammenschlussvorhaben wurde von den Beteiligten aufgegeben und die Anmeldung
in der Phase Il zurlickgezogen.

Kommission untersagte die Ubernahme von eTraveli durch Booking

Im September 2023 untersagte die Kommission die geplante Ubernahme von eTraveli durch Booking.®’
Die Kommission stellte fest, dass die Ubernahme die beherrschende Stellung von Booking auf dem Markt
fur Hotelportale gestarkt hatte, was zu hoheren Kosten flir Hotels und maoglicherweise fir die
Verbraucher gefiihrt hatte. Die Kommission hatte die von Booking unterbreiteten Verpflichtungszusagen
eingehend geprift und festgestellt, dass diese nicht umfassend und nicht wirksam genug waren, um die
festgestellten wettbewerbsrechtlichen Bedenken vollstandig auszuraumen.

66 Urteil des Gerichts vom 27.9.2023, Valve/Kommission, T-172/21, ECLI:EU:T:2023:587.
67 Sache M.10615 — Booking Holdings/eTraveli Group.
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Die Kommission verhangte Geldbuf3en gegen Illumina und GRAIL wegen Durchfiihrung ihres
Zusammenschlusses ohne vorherige Genehmigung

Im Juli 2021 leitete die Kommission eine eingehende Priifung der Ubernahme von GRAIL durch Illumina
ein. Im September 2022 blockierte die Kommission die Ubernahme, da sie Bedenken hatte, dass der
Zusammenschluss erhebliche wettbewerbswidrige Auswirkungen haben, die Innovation behindern und
die Auswahl auf dem Markt fir blutbasierte Krebsfritherkennungstests einschranken wiirde.®® Illumina
hatte im August 2021 6ffentlich den Vollzug der Ubernahme von GRAIL bekannt gegeben, obwohl die
Kommission die eingehende Prifung noch nicht abgeschlossen hatte. Im Juli 2023 verhdngte die
Kommission gegen Illumina und GRAIL Geldbuf3en in Hohe von rund 432 Mio. EUR bzw. 1 000 EUR,
da sie den geplanten Zusammenschluss vor der Genehmigung durch die Kommission durchgefiihrt
hatten.®® Die Kommission kam zu dem Schluss, dass Illumina und GRAIL wahrend der eingehenden
Untersuchung der Kommission wissentlich und vorsatzlich gegen das Durchfiihrungsverbot verstoRen
hatten. Dabei handelt es sich um einen sehr schwerwiegenden Verstol? gegen das Wettbewerbsrecht, der
die Wirksamkeit der EU-Fusionskontrolle untergrabt. Die gegen Illumina verhdngte Geldbul3e entspricht
der vorgeschriebenen Obergrenze von 10 % des Umsatzes des Unternehmens. In ihrem Beschluss stellte
die Kommission fest, dass GRAIL sich als Zielunternehmen des Durchfuhrungsverbots bewusst war und
dennoch eine aktive Rolle bei der Zuwiderhandlung spielte. Da es jedoch das erste Mal war, dass die
Kommission gegen ein Zielunternehmen eine GeldbuBe wegen eines Verstoles gegen das
Durchfithrungsverbot (,,Gun-Jumping®) verhingte, beschloss die Kommission, gegen GRAIL nur eine
symbolische GeldbuRe in Hohe von 1 000 EUR zu verhangen.

Im Oktober 2023 erlieR die Europédische Kommission einen Beschluss, in dem sie
Wiederherstellungsmanahmen anordnete, mit denen IHlumina die Ubernahme von GRAIL riickabwickeln
musste, um den vor dem Zusammenschluss bestehenden Zustand wiederherzustellen. In dem Beschluss
ordnete die Kommission zudem UbergangsmaRnahmen an, die fir Illumina und GRAIL gelten, bis
Illumina die Ubernahme riickgiangig gemacht hat.™

8 Sache M.10188 — Illumina/GRAIL.

89 Sache M.10483 — lllumina/GRAIL (Verfahren nach Artikel 14). Siehe:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_3773.

0 Sache M.10939 — Illumina/GRAIL. Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 23 4872.
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Verfahren in der Fusionssache Illumina/GRAIL
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Quelle: Européische Kommission.

Im Jahr 2023 hat die Kommission weiter zum Schutz des Wettbewerbs im Bereich der
Festnetzinfrastruktur beigetragen. Im Marz 2023 genehmigte sie die Ubernahme von VOO und
Brutélé durch Orange unter Auflagen.”® Sie hatte Bedenken, dass das Vorhaben i) die Zahl der
Betreiber in den von VOO und Brutélé mit eigenen Festnetzen abgedeckten Gebieten von drei auf
zwei verringern wirde, wodurch Orange als innovationstréchtiger, starker Wettbewerber wegfallen
wirde, ii) den Wettbewerb auf den Markten, auf denen Orange, VOO und Brutélé enge
Wettbewerber sind, erheblich schwachen wiirde und iii) eine Koordinierung in den von VOO und
Brutélé mit eigenen Festnetzen abgedeckten Gebieten zwischen den verbliebenen Betreibern
wahrscheinlicher machen wirde. Um die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission
auszuraumen, verpflichtete sich Orange, seinem Wettbewerber Telenet mindestens 10 Jahre lang
Zugang zu der bestehenden Festnetzinfrastruktur von VOO und Brutélé in der Wallonischen Region
und in Teilen Briissels sowie zu dem kiinftigen ,,Fibre-to-the-Premises“-Netz (,,FTTP-Netz*) von
Orange zu gewéhren.

Im Mai 2023 akzeptierte die Kommission Verpflichtungszusagen von Microsoft, an deren Einhaltung
sie die Genehmigung der Ubernahme von Activision Blizzard kniipfte.”> Die Kommission hatte
Bedenken, dass das Vorhaben Microsoft ermdglichen konnte, den Wettbewerb in folgenden
Bereichen einzuschrénken: i) beim Vertrieb von Konsolen- und PC-Spielen, einschlieBlich mehrere

"L Sache M.10663 — Orange/VOO/Brutélé.
2 Sache M.10646 — Microsoft/Activision.
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Spiele umfassender Abonnementdienste (,,Spiele-Abonnementdienste*) und Cloud-Gaming-Dienste,
und ii) bei der Bereitstellung von PC-Betriebssystemen. Microsoft verpflichtete sich, i) Verbrauchern
im EWR eine kostenlose Lizenz zu erteilen, die es ihnen erlauben wirde, alle aktuellen und
kiinftigen PC- und Konsolenspiele von Activision Blizzard, flr die sie eine Spielelizenz besitzen,
uber einen Cloud-Gaming-Dienst ihrer Wahl zu spielen, und ii) Anbietern von Cloud-Gaming-
Diensten eine entsprechende kostenlose Lizenz zu erteilen, damit Spielenutzer im EWR alle PC- und
Konsolenspiele von Activision Blizzard spielen kénnen. Mit diesen Verpflichtungszusagen werden
die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission in vollem Umfang ausgerdumt. Sie gelten
zehn Jahre lang, und ihre Umsetzung wird von einem der Aufsicht der Kommission unterliegenden
unabhéngigen Treuh&nder Uberwacht.

Microsoft / Activision

AbhilfemaBnahmen:

Kostenloser Zugang zu allen
Activision-Spielen fiir Anbieter
und Nutzer von Cloud-Gaming

\ Microsoft

Kein Zugang zu
den Spielen von
Activision Blizzard

Schafft Innovationsmoglichkeiten

Keine Hindernisse fiir Wettbewerber

Acti n-
Blizzarg-spiel®

Wettbewerber

\ \"\..\// Wettbewerber

Wettbewerber

Keine Beeintrachtigung JCSE LA \\_\/
des Vertriebs X Q’;\J \—\_\/ ,

von Konsolenspielen S )

; o 8% \
Konsolenspiele % Nutzer von Cloud-Gaming

(6 Mrd. EUR im EWR) (300 Mio. EUR im EWR)

Quelle: Europaische Kommission.

Im Juli 2023 genehmigte die Kommission die geplante Ubernahme von VMware durch Broadcom
unter Auflagen.” Sie hatte Bedenken, dass das Vorhaben den Wetthewerb auf dem Markt fiir
Hardwarekomponenten, die mit der Virtualisierungssoftware von VMware interoperabel sind,
einschranken konnte. Um die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission auszurdumen, bot
Broadcom mehrere Verpflichtungen in Bezug auf den Zugang und die Interoperabilitat sowohl fur
bestehende als auch fiir kiinftige Wettbewerber auf dem Markt an. In Anbetracht der von Broadcom

3 Sache M.10806 — Broadcom/VMware.
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angebotenen Verpflichtungszusagen kam die Kommission zu dem Schluss, dass der
Zusammenschluss keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken mehr aufwirft.

Im Juli 2023 genehmigte die Kommission die geplante Ubernahme von GfK durch Advent unter
Auflagen.”* Die Kommission hatte Bedenken, dass der Zusammenschluss in der urspriinglich
angemeldeten Form in folgenden Bereichen Anlass zu ernsthaften wettbewerbsrechtlichen Bedenken
gegeben hatte: i) auf dem Markt fur Datendienste fur den Einzelhandel mit kurzlebigen
Konsumgutern und ii) auf dem Markt fur Verbraucherpanel-Dienste. Die von Advent angebotenen
Verpflichtungen beseitigen die Uberschneidungen zwischen den Tétigkeiten von NielsenlQ und GfK
auf dem deutschen und dem italienischen Markt fur Verbraucherpanel-Dienste und verhindern, dass
NielsenlQ Wettbewerber vom Markt fur Datendienste fir den Einzelhandel mit kurzlebigen
Konsumgtitern und vom Markt fir Verbraucherpanel-Dienste ausschlie3en kann.

Im Mai 2023 genehmigte die Kommission die geplante Ubernahme von OMV Slovenija durch MOL
unter Auflagen.” Beide Unternehmen sind im Kraftstoffeinzelhandel tatig. Die Genehmigung war an
die Auflage geknupft, dass MOL 39 Tankstellen in Slowenien an die Shell-Gruppe verdufert. Die
Kommission vertrat die Auffassung, dass die verduRerten Vermdgenswerte einen rentablen
Geschéftsbereich darstellten, der es der Shell-Gruppe ermdglichen wirde, wirksam mit dem aus dem
Zusammenschluss hervorgehenden Unternehmen auf dem slowenischen Markt zu konkurrieren.

Im Juni 2023 genehmigte die Kommission nach einer eingehenden Priifung die Ubernahme von
Lagardére durch Vivendi unter Auflagen.” Die Kommission hatte Bedenken, dass die Ubernahme in
der urspriinglich angemeldeten Form den Wettbewerb auf dem Buchverlagsmarkt und auf dem Markt
fiir Zeitschriften beeintréchtigt hatte. Um die Bedenken der Kommission auszurdumen, bot Vivendi
an, sein Verlagsgeschéft sowie seine People-Zeitschrift Gala zu verdufRern. Die Kommission stellte
fest, dass die verduRerten Vermdgenswerte ein rentables Geschéft darstellten, das es einem
potenziellen Kaéufer ermdglichen wirde, sich im Wettbewerb mit dem neu aufgestellten
Unternehmen zu behaupten.

Im Dezember 2023 genehmigte die Kommission den geplanten Zusammenschluss von
Chr. Hansen A/S und Novozymes A/S unter Auflagen.”” Die Kommission hatte Bedenken, dass der
Zusammenschluss Anlass zu ernsten wettbewerbsrechtlichen Bedenken im Bereich der Herstellung
von Lactase mittels Gentechnik gegeben hétte, da Novozymes eine starke Marktposition innehatte
und Chr. Hansen ein potenzieller neuer Marktteilnehmer war. Durch die Verpflichtungen wird ein
Unternehmen geschaffen, das Uber die erforderlichen Produktionsanlagen und Forschungs- und
Entwicklungskapazitéten verfiigt, um sich als wettbewerbsféhiger Lactaseproduzent auf dem Markt
zu behaupten.

74 Sache M.10860 — ADVENT/GfK.

5 Sache M.10438 — MOL/OMV Slovenija.

76 Sache M.10433 — Vivendi/Lagardére.

7 Sache M.11043 — Novozymes/Christian Hansen.
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Beitrag der Beihilfenkontrolle zum digitalen Wandel und zur Widerstandsfahigkeit des Binnenmarkts

Investitionen in digitale Infrastrukturen, Technologien und Dienstleistungen sind wichtige
Triebkrafte fur das Wirtschaftswachstum — nicht nur im digitalen Sektor, sondern in der Wirtschaft
insgesamt. Solche Investitionen sind erforderlich, um die im Politikprogramm flr die digitale
Dekade’® festgelegten politischen Ziele zu erreichen. Staatliche Unterstiitzung fir risikobehaftete
Investitionen im digitalen Bereich kann erforderlich sein, um Marktversagen zu beheben (d. h. wenn
private Initiativen nur zu einem Investitionsniveau fiihren wirden, das fur den Bedarf der
Gesellschaft zu niedrig ist).

Im April 2023 genehmigte die Kommission eine mit 2,9 Mrd. EUR ausgestattete franzdsische
BeihilfemaRnahme zur Unterstiutzung von STMicroelectronics und GlobalFoundries beim Bau eines
neuen Mikrochip-Werks in Frankreich.” Die MaRnahme wird im Einklang mit den Zielen der
Mitteilung Uber das europdische Chip-Gesetz®® Europas Versorgungssicherheit, Resilienz und
digitale Souveranitat in puncto Halbleitertechnologien stérken.

Im Juni 2023 genehmigte die Kommission eine mit 680 Mio. EUR aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitat ausgestattete spanische Regelung, mit der Ausriistung und Infrastruktur fur den
Aufbau hochleistungsfahiger eigenstandiger 5G-Netze in unterversorgten l&ndlichen Gebieten
bereitgestellt werden sollen.®!

Im November 2023 genehmigte die Kommission Beihilfen in Hohe von 172 Mio. EUR
(einschlieBlich der Unterstiitzung aus dem Européischen Fonds fiir regionale Entwicklung) fur den
Aufbau von Festnetzen in Portugal mit einer Download-Geschwindigkeit von mindestens 1 Gbit/s
und einer Upload-Geschwindigkeit von 150 Mbit/s unter Ublichen Spitzenlastbedingungen in
Gebieten, in denen die Netze unter normalen Spitzenlastbedingungen nicht mindestens Download-
Geschwindigkeiten von 100 Mbit/s bieten.?

IPCEI in den Bereichen Mikroelektronik und Kommunikationstechnologien

Im Juni 2023 genehmigte die Kommission ein wichtiges Vorhaben von gemeinsamem européischem
Interesse (IPCEI), mit dem Forschung, Innovation und die erste gewerbliche Nutzung von
Mikroelektronik und Kommunikationstechnologien in der gesamten Wertschopfungskette unterstiitzt

8 Beschluss (EU) 2022/2481 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 uber die
Aufstellung des Politikprogramms 2030 fir die digitale Dekade.

7 Sache SA.102430 — Frankreich — Projekt Liberty — Neues Halbleiterwerk von STMicroelectronics und
GlobalFoundries.

8 Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Ein Chip-Gesetz fiir Europa (COM(2022) 45 final).

81 Sache SA.104933 — Spanien — Unterstlitzung flr 5G-Ausristung und -Infrastruktur.

82 Sache SA.105187 — Portugal — Ausbau fester Zugangsnetze.
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werden (im Folgenden ,JPCEI ME/CT*).8 14 Mitgliedstaaten3* werden bis zu 8,1 Mrd. EUR an
oOffentlichen Mitteln bereitstellen, wodurch zusétzliche private Investitionen im Umfang von
13,7 Mrd. EUR mobilisiert werden dirften. Im Rahmen des IPCEI werden 56 Unternehmen, darunter
KMU und Start-up-Unternehmen, 68 Vorhaben durchfiihren. Diese Vorhaben sind Teil des
umfassenderen IPCEI-ME/CT-Okosystems, das iber 30 Teilnehmer umfasst, darunter Universitaten,
Forschungseinrichtungen und Unternehmen mit Sitz in funf weiteren EU-Mitgliedstaaten® bzw.
Norwegen. Durch die Bereitstellung innovativer Loésungen in den Bereichen Mikroelektronik und
Kommunikation und die Entwicklung energieeffizienter und ressourcensparender Elektroniksysteme und
Herstellungsverfahren fordert das IPCElI ME/CT den digitalen und griinen Wandel. Die einzelnen
Vorhaben werden zu technologischen Fortschritten in vielen Bereichen wie Kommunikation (5G und
6G), autonomes Fahren, kinstliche Intelligenz und Quanteninformatik beitragen. Sie werden auch
Unternehmen, die in der Energieerzeugung und -verteilung tétig sind, beim griinen Wandel unterstiitzen.
Die ersten Produkte sollen bereits 2025 auf den Markt gebracht werden, doch das IPCEI ME/CT soll erst
im Jahr 2032 abgeschlossen werden. Es wird voraussichtlich rund 8 700 direkte und viele weitere
indirekte Arbeitsplétze schaffen.

IPCEI in den Bereichen Cloud- und Edge-Technologien

Im Dezember 2023 genehmigte die Kommission ein IPCEI zur Forderung der Forschung, Entwicklung
und ersten gewerblichen Nutzung fortgeschrittener Multi-Provider-Cloud- und -Edge-Computing-
Technologien in Europa (IPCEI CIS).% Sieben Mitgliedstaaten®” werden bis zu 1,2 Mrd. EUR an
offentlichen Mitteln bereitstellen, wodurch zuséatzliche private Investitionen im Umfang von
1,4 Mrd. EUR mobilisiert werden durften. Im Rahmen dieses IPCEI werden 19 Unternehmen, zu denen
auch KMU zahlen, 19 hochinnovative Vorhaben durchfiihren. Das IPCEI CIS ist das erste IPCEI im
Bereich Cloud- und Edge-Computing. Dabei geht es um die Entwicklung des ersten interoperablen und
offen zugéanglichen europaischen Okosystems fiir die Datenverarbeitung, d. h. eines Multi-Provider-
Cloud-Edge-Kontinuums.

4.2 Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zum griinen Wandel

Die Wetthewerbspolitik tragt zur Verwirklichung der Umwelt- und Klimaziele der EU bei, z. B. zur
Dekarbonisierung der Wirtschaft, zur Umstellung des Verkehrssektors von fossilen Kraftstoffen auf
alternative Kraftstoffe und zur Entwicklung sauberer Technologien. Die Durchsetzung des
Wettbewerbsrechts leistet einen Beitrag zum européischen Griinen Deal®, indem sie die Effizienz,

8 Beihilfesachen SA.101129 (Deutschland), SA.101143 (Finnland), SA.101193 (Frankreich), SA.101210
(Griechenland), SA.101151 (lIrland), SA.101186 (ltalien), SA.101201 (Malta), SA.101171 (Niederlande),
SA.101202 (Osterreich), SA.101175 (Polen), SA.101192 (Rumanien), SA.101200 (Slowakei), SA.101150 (Spanien)
und SA.101141 (Tschechien).

8 Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen,
Rumaénien, Slowakei, Spanien und Tschechien.

8 Belgien, Lettland, Portugal, Slowenien und Ungarn.

8 Sachen SA.102517 (Deutschland), SA.102498 (Frankreich), SA.102519 (Italien), SA.102516 (Niederlande),
SA.102527 (Polen), SA.102514 (Spanien) und SA.102520 (Ungarn).

87 Deutschland, Frankreich, Italien, Niederlande, Polen, Spanien und Ungarn.

8 Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Europaischen Rat, den Rat, den Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Der européische Griine Deal (COM(2019) 640
final).
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Fairness und Innovationsfahigkeit der Markte gewadhrleistet. AulRerdem wird der freie
Ressourcenfluss sichergestellt, der fiir die Kreislaufwirtschaft und die Ziele des Griinen Deals
erforderlich ist.

Beitrag der Durchsetzung des Kartellrechts zum griinen Wandel

Im Jahr 2023 hat die Kommission weitere MaRnahmen gegen wettbewerbswidrige Verhaltensweisen
ergriffen, die den griinen Wandel behindern kénnten.

So verhdngte sie im Dezember 2023 eine GeldbufRe von insgesamt 47,7 Mio. EUR gegen
Lantmannen ek for und seine Tochtergesellschaft Lantménnen Biorefineries AB (vormals
Lantménnen  Agroetanol AB),  weil  diese = Absprachen  zur  Beeinflussung  des
Preisbildungsmechanismus fur Ethanol in Europa getroffen hatten.® Wenn Ethanol Ottokraftstoffen
beigemischt wird, kann es als Biokraftstoff fir Motoren verwendet werden. Die Kommission hatte
2021 mit einem zweiten Kartellmitglied einen Vergleich geschlossen und 2023 ihr Verfahren gegen
das verbleibende mutmaRliche Kartellmitglied eingestellt.

Die Kommission setzte ferner ihre Untersuchungen beziiglich der Kunstrasenindustrie®® und
moglicher Absprachen iber das Recycling von Altfahrzeugen® fort, um festzustellen, ob die in
diesen Branchen tatigen Unternehmen gegen die EU-Kartellvorschriften verstoRen haben.

Beitrag der Fusionskontrolle zum griinen Wandel

Im Jahr 2023 legte die Kommission bei der Durchsetzung der Fusionskontrollvorschriften weiterhin
grolRes Augenmerk auf die Markte, die fur die Kreislaufwirtschaft und die Verwirklichung der
Nachhaltigkeitsziele von entscheidender Bedeutung sind. Die Kommission setzte sich dafir ein, den
Wetthewerb vor berméaRiger Marktmacht, Abschottungsrisiken und Marktzutrittsschranken zu
schutzen. Dabei beriucksichtigte die Kommission konsequent Nachhaltigkeitsaspekte von
Zusammenschlussen, die beispielsweise erneuerbare Energien, Recyclinginfrastruktur, Gas- und
Strominfrastruktur und Elektromobilitat betrafen.

Im Februar 2023 genehmigte die Kommission die Ubernahme von MBCC durch Sika unter
Auflagen.®? Im Mittelpunkt der Untersuchung standen die Auswirkungen des Zusammenschlusses
auf die Anstrengungen, die in diesem Wirtschaftszweig zur Verringerung der CO2-Emissionen aus
der Betonproduktion unternommen werden. Die von den Beteiligten hergestellten innovativen
chemischen Zusatzmittel kénnen dazu beitragen, in Betonmischungen den Gehalt an CO»-intensiven
Materialien wie Zement zu minimieren. Der Zusammenschluss in der urspriinglich angemeldeten
Form hétte den Wettbewerb auf den Markten fir chemische Zusatzmittel und Betonzusatzmittel
erheblich verringert. Um die Bedenken der Kommission auszurdumen, bot Sika an, das Geschéaft von

89 Sache AT.40054 — Ethanol-Benchmarks.

9 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23 3133.
9 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 22 1765.
92 Sache M.10560 — Sika/MBCC.
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MBCC mit chemischen Zusatzmitteln im EWR, in Australien, Kanada, Neuseeland, der Schweiz, im
Vereinigten Konigreich und in den USA zu verdullern. Dadurch entfielen die horizontalen
Uberschneidungen zwischen den Beteiligten auf den EWR-Markten fiir chemische Zusatzmittel. Die
Kommission vertrat die Auffassung, dass der K&ufer dieses eigenstdndigen Geschéftsbereichs in der
Lage sein werde, dauerhaft im Wettbewerb zu bestehen.

Im Oktober 2023 genehmigte die Kommission die geplante Ubernahme der Sparte Ground
Transportation Systems (GTS) von Thales durch Hitachi Rail. Die Genehmigung ist an die
Bedingung geknipft, dass die von Hitachi Rail angebotenen Verpflichtungen vollstandig eingehalten
werden, so z. B. die VerduBerung der Signalplattformen von Hitachi Rail fir Hauptstrecken in
Frankreich und in Deutschland fiir Stellwerk-, Parallelsystem- und Signalerneuerungsprojekte.*

Beitrag der Beihilfenkontrolle zum griinen Wandel

Im Jahr 2023 genehmigte die Kommission eine Reihe staatlicher Beihilfemanahmen zur
Unterstlitzung des grinen Wandels in der EU, z. B. zur Férderung von erneuerbaren Energien, der
Dekarbonisierung der Industrie und der sauberen Mobilitét.

Im Januar und Dezember 2023 genehmigte die Kommission auf der Grundlage der Leitlinien fur
staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen® zwei mit insgesamt 1,45 Mrd. EUR
ausgestattete Regelungen Danemarks zur Forderung der Einfihrung von Technologien zur CO»-
Abscheidung und -Speicherung® °¢. Die MaBnahmen tragen zur Verwirklichung der Klimaziele
Danemarks und der Ziele des Griinen Deals bei, insbesondere des Ziels der Klimaneutralitdt bis
2050.

Im Februar 2023 genehmigte die Kommission auf der Grundlage der Leitlinien fir staatliche Klima-,
Umweltschutz- und Energiebeihilfen eine mit 2,08 Mrd. EUR ausgestattete franzésische MaRnahme
zur Forderung der Offshore-Windenergieerzeugung.®” Im selben Monat genehmigte die Kommission
auch eine  mit 1,1 Mrd. EUR  ausgestattete ~ deutsche  Regelung,  durch  die
Schienenverkehrsunternehmen, die elektrische Antriebe einsetzen, angesichts der steigenden
Strompreise unterstiitzt werden sollen.®® Die MaRnahme wird dazu beitragen, im Einklang mit den
Zielen der Strategie der Kommission fiir nachhaltige und intelligente Mobilitat® und des

9 Sache M.10507 — Hitachi Rail/Ground Transportation systems business of Thales.

% Mitteilung der Kommission — Leitlinien fiir staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen (ABI. C 80
vom 18.2.2022, S. 1).

% Sache SA.102777 — Danemark — Beihilferegelung fir die CO2-Abscheidung und -Speicherung.

% Sache SA.108284 — Danemark — ARF —Beihilferegelung fir die CO2-Abscheidung und -Speicherung.

97 Sache SA.100269 — Frankreich — Schwimmender Windpark vor der Kiste der Stidbretagne.

% Sache SA.105120 — Deutschland — Strompreisbremse fiir den Schienenverkehr — Voriibergehende Senkung der
Kosten von Strompreiserh6hungen — Schienenverkehrsunternehmen.

9 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Strategie flr nachhaltige und intelligente Mobilitat: Den
Verkehr in Europa auf Zukunftskurs bringen (COM(2020) 789 final).
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europaischen Griinen Deals'® sicherzustellen, dass der Eisenbahnsektor wettbewerbsfahig bleibt und

gleichzeitig die Umweltleistung des elektrischen Schienenverkehrs erhalten bleibt.

Im Mai 2023 genehmigte die Kommission zwei niederlandische Regelungen mit einer
Gesamtmittelausstattung von rund 1,47 Mrd. EUR zur Verringerung der Stickstoffablagerungen in
Naturschutzgebieten.

Im August 2023 genehmigte die Kommission auf der Grundlage der Leitlinien fir staatliche Klima-,
Umweltschutz- und Energiebeihilfen eine mit 350 Mio. EUR ausgestattete Beihilferegelung fur den
Aufbau einer Hochleistungsladeinfrastruktur fur Elektrofahrzeuge an den deutschen Autobahnen. %2

Im Dezember 2023 genehmigte die Kommission auf der Grundlage der Leitlinien fur staatliche
Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen eine mit 17,7 Mrd. EUR ausgestattete italienische
Regelung'® zur Unterstiitzung des Baus und Betriebs eines zentralen Stromspeichersystems. Die
MaRnahme mit einer Laufzeit von zehn Jahren wird die Integration erneuerbarer Energiequellen in
das italienische Stromnetz erleichtern und somit zur Verwirklichung der Ziele des Grinen Deals
beitragen.

Im Jahr 2023 genehmigte die Kommission, gestiitzt auf die Leitlinien fir staatliche Klima-,
Umweltschutz- und Energiebeihilfen sowie auf den Befristeten Rahmen zur Krisenbewaltigung und
zur Gestaltung des Wandels, eine Reihe staatlicher Beihilfemanahmen zur Dekarbonisierung der
Produktionsprozesse grof3er industrieller Treibhausgasemittenten, vor allem im Stahlsektor, aber
auch in anderen energieintensiven Wirtschaftszweigen. Diese mit insgesamt rund 9 Mrd. EUR
ausgestatteten MaRnahmen werden in mehreren Mitgliedstaaten (Spanien, Polen, Belgien,
Frankreich, Deutschland und Tschechien) durchgefiihrt.1%

Im Jahr 2023 genehmigte die Kommission nach Abschnitt 2.8 des Befristeten Rahmens zur
Krisenbewdltigung und zur Gestaltung des Wandels acht nationale Regelungen, firr die insgesamt
rund 9 Mrd. EUR bereitgestellt wurden. Diese nationalen Regelungen sollen im Einklang mit dem
Industrieplan zum Griinen Deal Investitionen in Sektoren beschleunigen, die fir den Ubergang zu
einer klimaneutralen Wirtschaft von strategischer Bedeutung sind. Die von Spanien

100 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Europdischen Rat, den Rat, den Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Der européische Griine Deal (COM(2019) 640
final).

101 Sache SA.106555 — Niederlande — Nationale Regelung fir die SchlieBung von GroBvieheinheiten zur
Verringerung der Stickstoffemissionen und Sache SA.106559 — Niederlande — Nationale Regelung fir die Aufgabe
von Tierhaltungsstandorten mit besonders hohen Emissionen (LBV Plus).

102 Sache SA.105414 — Deutschland — Beihilferegelung fir Hochleistungsladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge an
den deutschen Autobahnen.

103 Sache SA.104106 — Italien — Unterstlitzung fir die Entwicklung eines zentralen Stromspeichersystems in Italien.
104 Sache SA.104904 — Spanien — ArcelorMittal Spanien (Gijon), Sache SA.105006 — Polen — ARF-Beihilfe fir
LOTOS Green H2 Sp. z 0.0., Sache SA.104897 — Belgien — Projekt ArcelorMittal (Ghent), Sache SA.104903 —
Frankreich — ArcelorMittal France, Sache SA.105244 — Deutschland — Beihilfe flir ThyssenKrupp fiur das Projekt
tkH2Steel, Sache SA.104686 — Tschechien — TCTF: Modernisierungsfonds — Programm ENERG ETS.
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(2,5 Mrd. EUR)!®, Ungarn (2,4 Mrd. EUR)!%, Deutschland (3 Mrd. EUR)!’, der Slowakei
(1 Mrd. EUR)'®, Italien (100 Mio. EUR)!®,  Osterreich (60 Mio. EUR)!'® bzw. Belgien
(50 Mio. EUR)!!! aufgelegten Regelungen betreffen beispielsweise Batterien, Solarpaneele,
Windkraftanlagen, Wéarmepumpen, Elektrolyseure und Ausriistung fiir die CO2-Abscheidung und -
Speicherung.

4.3. Beitrag der Wettbewerbspolitik zu einer Wirtschaft im Dienste der Menschen
Beitrag der EU-Wetthewerbspolitik zu Innovation und Fairness im Zahlungsverkehr

Im Jahr 2023 setzte die Kommission ihre Uberwachung der Anwendung der Verordnung uber
Interbankenentgelte fort.? Im Dezember 2023 wurde eine Studie tiber neue Entwicklungen auf den
Mérkten flr kartengebundene Zahlungsvorgéange erstellt, in der es vor allem um die Anwendung der
Verordnung Uber Interbankentgelte geht. Darlber hinaus verdffentlichte die Kommission im Juni
2023 eine offene Ausschreibung flr eine Studie Gber den Wettbewerb bei Online-Zahlungsdiensten.

Die GD Wettbewerb leistete auch einen Beitrag zur Arbeit der Kommission an
Rechtsetzungsinitiativen im Rahmen der Kommissionsprioritdt ,,Eine Wirtschaft im Dienste der
Menschen und trug dabei fiir die Beriicksichtigung der Grundsitze der Wettbewerbspolitik Sorge.
Dieser Arbeitsschwerpunkt umfasste VVorschldge der Kommission zum digitalen Euro, zum Zugang
zu Finanzdaten (Open Finance) und zu Zahlungen (Open Banking: Uberpriifung der zweiten
Zahlungsdiensterichtlinie).

Durchsetzung des Kartellrechts im Finanzdienstleistungs- und Versicherungssektor

Im Jahr 2023 setzte die Kommission ihre Untersuchung des Verhaltens von Apple im
Zusammenhang mit mobilen Zahlungsdiensten fort. In ihrer Mitteilung der Beschwerdepunkte von
202212 stellte die Kommission vorlaufig fest, dass Apple seine beherrschende Stellung auf dem

105 Sache SA.107094 — Spanien — ARF — TCTF — Integrierter Aktionsbereich zur industriellen Wertschopfungskette
— Batterien; Sache SA.108653 — Spanien — ARF — TCTF — Regelung zur Unterstitzung von Vorhaben zur
Herstellung von Ausriistung, die fir den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft erforderlich ist.

106 Sache SA.107689 — Ungarn — TCTF — Regelung zur Beschleunigung von Investitionen in Sektoren, die filr den
Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft von strategischer Bedeutung sind.

107 Sache SA.108068 — Deutschland — TCTF — Beihilfe zur Unterstiitzung des Ubergangs zu einer klimaneutralen
Wirtschaft.

108 Sache SA.109989 — Slowakei — TCTF — Beihilferegelung zur Bereitstellung von auBerordentlichen
Investitionsbeihilfen in Sektoren, die fur den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft von strategischer
Bedeutung sind.

109 Sache SA.108953 — Iltalien — TCTF — ARF — Investitionsbeihilferegelung fir die Herstellung von
Elektrolyseuren.

110 sache SA.109170 — Osterreich — TCTF — Regelung zur Beschleunigung von Investitionen in Sektoren, die fiir
den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft von strategischer Bedeutung sind.

111 Sache SA.109169 — Belgien — ARF — TCTF — Dekarbonisierung wallonischer Unternehmen — Férderung von
Investitionen in Wertschopfungsketten im Zusammenhang mit der Energiewende.

112 \/erordnung (EU) 2015/751 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29.4.2015 Uber Interbankenentgelte
fur kartengebundene Zahlungsvorgénge (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 1).

113 Sache AT.40452 — Mobile Zahlungen, siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 22 2764.
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Markt fur mobile Geldbdrsen auf iOS-Gerédten missbréuchlich ausgenutzt habe, indem es auf iPhones
den Zugang zur Nahfeldkommunikationsfunktion fur Zahlungen in Ladengeschéften beschrénkte und
fur Apple Pay vorbehielt.

Im November 2023 verhéngte die Kommission Geldbuf3en gegen die Mitglieder eines Kartells, das
den Handel mit bestimmten Euro-Anleihen betraf !4

Ferner untersuchte die Kommission in Bezug auf Reisekrankenversicherungen einen mutmaRlichen
Verstoll Tschechiens gegen das Wettbewerbsrecht. Sie stellte fest, dass tschechische
Rechtsvorschriften, die einem o6ffentlichen Unternehmen das ausschliefliche Recht verliehen, auf
dem tschechischen Markt Reisekrankenversicherung fiir Ausléander anzubieten, moglicherweise einen
Verstol? gegen Artikel 102 AEUV in Verbindung mit Artikel 106 AEUV darstellten. Das vom Staat
gewahrte ausschlielliche Recht schloss konkurrierende Versicherungsanbieter aus. Die
Untersuchung der GD Wettbewerb wurde eng mit der parallelen Untersuchung der Generaldirektion
Finanzstabilitat, Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion (GD FISMA) abgestimmt. Im Juli
2023 richtete die Kommission ein Aufforderungsschreiben an Tschechien, in dem sie feststellte, dass
die betreffenden Rechtsvorschriften gegen Artikel 56 AEUV und die Richtlinie ,,Solvabilitit IT°!%°
verstieRen. Daraufhin dnderte Tschechien die Rechtsvorschriften und hob das ausschliefliche Recht
des oOffentlichen Unternehmens auf.

Im Bereich der Kfz-Versicherungen hat die Kommission, nachdem sie 2022 einen Beschluss tiber die
Bedingungen fur den Zugang zu einem von Insurance Ireland verwalteten Datenaustauschsystem
erlassen hatte, weiter iiberwacht, ob Insurance Ireland seine verbindlichen Verpflichtungen einhalt.1!
Infolge der Verpflichtungen erhielten neue Unternehmen Zugang zu Insurance Ireland und zum
Datenaustauschsystem. Die Verpflichtungen gelten bis 2032.

Durchsetzung der Fusionskontrollvorschriften im Finanzdienstleistungssektor

Im Jahr 2023 Uberprifte die Kommission Zusammenschlisse auf verschiedenen
Finanzdienstleistungsmarkten, die Banken, Versicherungen, Zahlungsdienste und andere
spezialisierte Finanzdienstleistungen betrafen.

Am 25. Mai 2023 genehmigte die Européische Kommission den Zusammenschluss von Credit Suisse
und UBS ohne Auflagen.'” Die Kommission stellte fest, dass der Zusammenschluss den Wetthewerb
auf den Maérkten, auf denen sich die Tatigkeiten der Beteiligten in der EU Uberschnitten, nicht
erheblich einschranken wirde. Aufgrund der finanziellen Schwierigkeiten von Credit Suisse
beschloss die Kommission, den beteiligten Unternehmen eine Ausnahme vom Durchfiihrungsverbot

114 Sache AT.40512 — Euro-Anleihen (EDB).

115 Richtlinie 2009/138/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die
Aufnahme und Ausubung der Versicherungs- und der Rickversicherungstétigkeit (Solvabilitat 11) (Neufassung)
(ABI. L 335 vom 17.12.2009, S. 1).

116 Sache AT.40511 — Insurance Ireland — Datenbank fiir Schadensfélle und Zugangsbedingungen.

117Sache M.11111 — UBS/CREDIT SUISSE
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zu gewahren, und erlaubte UBS, bestimmte MaRnahmen durchzufiihren und den Zusammenschluss
zu vollziehen.

Im Jahr 2023 setzte die Kommission die Kontrolle von Zusammenschlissen im
Finanzdienstleistungssektor fort, um Transaktionen zu ermitteln, bei denen eine Verweisung an die
Kommission nach Artikel 22 der Verordnung (EG) Nr.139/2004 des Rates (EU-
Fusionskontrollverordnung) gerechtfertigt sein konnte.!!® Im August 2023 ibernahm die
Kommission auf Antrag von drei Mitgliedstaaten und eines EFTA-Lands die Priifung der geplanten
Ubernahme des europaischen Stromhandels- und Clearinggeschéfts von Nasdaq durch die European
Energy Exchange AG. Die Kommission war der Auffassung, dass der geplante Zusammenschluss die
Kriterien fir eine Verweisung nach Artikel 22 der EU-Fusionskontrollverordnung erfillte. Im
Rahmen des Vorhabens wirden die beiden einzigen Anbieter von Dienstleistungen fir den
borslichen Handel mit nordischen Stromvertrdgen und das anschlielende Clearing zusammengefhrt.
Die Untersuchung der Kommission ist noch nicht abgeschlossen.t°

Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Finanzdienstleistungssektor

Im November 2023 genehmigte die Kommission eine Anderung der im Jahr 2022 genehmigten
MaRnahmen zur Unterstiitzung der Abwicklung der Getin Noble Bank, einer der zehn groften
polnischen Banken. Die gednderten Unterstitzungsmafnahmen erleichterten den Verkauf einer im
Rahmen des Abwicklungsprozesses eingerichteten Briickenbank. Zudem sollte durch Ausgliederung
eines Portfolios wertgeminderter Vermdgenswerte aus der Bank der Verwertungswert fir den
polnischen Abwicklungsfonds maximiert werden.'?°

Dariiber hinaus verlangerte die Kommission bestimmte bestehende Regelungen, die es den
Mitgliedstaaten ermdglichen, die Umstrukturierung oder den geordneten Marktaustritt von
notleidenden Banken zu subventionieren. Fur Polen genehmigte die Kommission die Verldngerung
der (seit Februar 2014 geltenden) Beihilferegelung fiir die Liquidation von Kreditgenossenschaften?:
und die Verlangerung der (seit Dezember 2016 geltenden) Beihilferegelung fiir die Abwicklung von
Genossenschaftshanken und kleinen Geschéftsbanken.'?? Fiir Irland genehmigte die Kommission die
Verlangerung der (seit Oktober 2014 geltenden) Beihilferegelung zur Umstrukturierung von
Kreditgenossenschaften'?® und die Verlangerung der (seit Dezember 2011  geltenden)

18 Verordnung (EG) Nr.139/2004 des Rates vom 20.Januar 2004 (Uber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschliissen (,,EG-Fusionskontrollverordnung®) (ABI. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).

119 Sache M.11241 — EEX/NASDAQ POWER.

120 Sache SA.109418 — Polen — Anderung der Liquidationsbeihilfe fiir die in Abwicklung befindliche Getin Noble
S.A. (SA.100687).

121 Sache SA.108852 — Polen — Dreizehnte Verlangerung der Regelung zur geordneten Liquidation von
Kreditgenossenschaften.

122 Sache SA.108989 — Polen — Achte Verlangerung der Abwicklungsregelung fiir Genossenschaftsbanken und
kleine Geschaftsbanken und Anderung der Verpflichtungszusagen.

123 Sache SA.106983 — Irland — 17. Verlangerung der Umstrukturierungs- und Stabilisierungsregelung fur den
Kreditgenossenschaftssektor. Sache SA.109639 - Irland — 18. Verldngerung der Umstrukturierungs- und
Stabilisierungsregelung fuir den Kreditgenossenschaftssektor.
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Beihilferegelung zur geordneten Abwicklung von Kreditgenossenschaften.’?* Fir Danemark
genehmigte die Kommission die zweite Wiedereinfuhrung der Beihilferegelung fur die Abwicklung
kleiner Banken.'?®

Im November 2023 genehmigte die Kommission die Wiedereinfihrung der Herkules-Regelung, die
der Absicherung von Vermogenswerten in Griechenland dient.®Diese bis Ende 2024 laufende
Regelung erleichtert Banken die Verbriefung notleidender Kredite und deren Ausgliederung aus der
Bilanz.

Am 21. September 2023 erlieB die Kommission einen neuen Beschluss!?’ (iber die friiheren

MaRnahmen des Einlagensicherungssystems FITD zur Unterstitzung der Banca Tercas, da der
Gerichtshof'?® den Kommissionsbeschlusses aus dem Jahr 2015'%° fiir nichtig erklart hatte. In ihrem
neuen Beschluss kam die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Unterstlitzung der Banca Tercas
durch das FITD nicht Italien zuzurechnen war und daher keine rechtswidrige staatliche Beihilfe
darstellte.

Staatliche Beihilfen in der Versicherungswirtschaft

Im Februar 2023 genehmigte die Kommission einen mit 1,5 Mrd. EUR ausgestatteten franzésischen
Staatsfonds, der eingerichtet wurde, um Reisende bei Insolvenz von Reiseveranstaltern zu
schiitzen.®®® Der Fonds wird angesichts der schwerwiegenden Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie auf die Tourismusbranche sicherstellen, dass die Verbraucher trotz eines unzureichenden
Versicherungsschutzes, der manchmal von privaten Versicherern geboten wird, hinreichend
geschutzt sind.

Staatliche Beihilfen in Form offentlicher Garantien

Im Jahr 2023 erlieR die Kommission zwei Beschliisse iiber Beihilfen der Slowakei®! bzw.
Danemarks'® auf der Grundlage der Garantiemitteilung®®. In den Beschliissen genehmigte die
Kommission Methoden zur Ermittlung marktkonformer Garantieprdmien. Diese Pramien dienen als
Grundlage fir die Berechnung des Beihilfeelements staatlicher Garantien.

124 Sache SA.107306 — Irland — 19. Verlangerung der Regelung zur Abwicklung von Kreditgenossenschaften 2023
2024.

125 Sache SA.106526 — Danemark — Verlangerung der zweiten Wiedereinflihrung der Regelung zur Abwicklung
kleiner Banken.

126 Sache SA.109365 — Griechenland — Wiedereinfiinrung der Herkules-Regelung.

127 Sache SA.39451 — Italien — Banca Tercas.

128 Urteil des Gerichtshofs vom 2. Marz 2021, Kommission/Italien u. a., C-425/19 P, ECLI:EU:C:2021:154.

129 Sache SA.39451 — Italien — Banca Tercas.

130 SA.104022 — Frankreich — Staatlicher Garantiefonds fiir Reiseunternehmen.

131 Sache SA.109147 — Slowakei — Berechnung des Beihilfeelements von Garantien fir KMU.

182 Sache SA.109413 — Dénemark —Verlangerung und Anderung der Berechnungsmethode fiir dénische
Garantieregelungen (SA.60070).

133 Mitteilung der Kommission uber die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen
in Form von Haftungsverpflichtungen und Biirgschaften (ABI. C 155 vom 20.6.2008, S. 10).
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5. Neue erganzende Binnenmarktinstrumente traten in Kraft

5.1. Gesetz Uber digitale Méarkte

Das ,,Gesetz iiber digitale Mirkte“!3* ist ein Binnenmarktrechtsakt, mit dem die Verpflichtungen
sogenannter ,, Torwachter (auch ,,Gatekeeper) in der EU harmonisiert werden. Das Gesetz trat im
Mai 2023 uneingeschrankt in Kraft. Ziel dieses Rechtsakts ist es, die Bestreitbarkeit der digitalen
Mérkte zu verbessern und unlauteren Praktiken von Unternehmen, die als Torwéchter in der Online-
Plattformwirtschaft agieren, einen Riegel vorzuschieben. Ein Torwéchter kann de facto als privater
Regelsetzer und als Zugangstor gewerblicher Nutzer zu Endnutzern fungieren. Somit kann er auch
unfaires Verhalten an den Tag legen und die Bestreitbarkeit von Mérkten untergraben.

Wenn eine Online-Plattform die im Gesetz Uber digitale Markte festgelegten Schwellenwerte und
Kriterien erreicht, muss es dies der Kommission mitteilen, damit diese das Unternehmen als
Torwachter benennen kann.**® Unternehmen, die offiziell als Torwéchter benannt wurden, miissen
mehrere in der Verordnung dargelegte Verpflichtungen erfiillen.*® Im April 2023 erlieR die
Kommission Durchfiihrungsbestimmungen, in denen festgelegt ist, wie bestimmte Verfahren auf der
Grundlage des Gesetzes uiber digitale Markte durchgefiihrt werden. 3’

134 Verordnung (EU) 2022/1925 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2022 (iber
bestreitbare und faire Méarkte im digitalen Sektor und zur Anderung der Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU)
2020/1828 (Gesetz uber digitale Méarkte) (ABI. L 265 vom 12.10.2022, S. 1).

135 Nach dem Gesetz tiber digitale Markte wird davon ausgegangen, dass eine Online-Plattform erheblichen Einfluss
auf den Binnenmarkt hat, wenn die folgenden kumulativen Kriterien erflllt sind: 1.) Der mutmaliliche Torwéchter
muss einen EU-weiten Umsatz von mindestens 7,5 Mrd. EUR erzielen, eine durchschnittliche Marktkapitalisierung
von mehr als 75 Mrd. EUR aufweisen und in mindestens drei Mitgliedstaaten denselben zentralen Plattformdienst
bereitstellen. 2.) Der mutmalliche Torwéchter betreibt einen Plattformdienst, der gewerblichen Nutzern als
Zugangstor zu Endnutzern dient und mindestens 45 Millionen monatlich aktive Endnutzer und mindestens 10 000
aktive gewerbliche Nutzer hat. 3.) Der mutmaliliche Torwéchter muss in den vergangenen drei Geschaftsjahren eine
gefestigte und dauerhafte Marktposition innegehabt haben.

136 Beispielsweise missen Unternehmen, die auf der Grundlage des Gesetzes uber digitale Markte als Torwéachter
benannt wurden, Dritten in bestimmten Situationen die Interaktion mit den eigenen Diensten des Torwéchters
ermdglichen, ihren gewerblichen Nutzern Zugang zu den Daten gewdhren, die durch deren Téatigkeiten auf der
Plattform generiert werden, den auf der Plattform tatigen Werbetreibenden die Instrumente und Informationen zur
Verfiigung stellen, die fur die Uberprifung ihrer auf der Plattform des Torwéchters geschalteten Werbung
erforderlich sind, und gewerblichen Nutzern die Mdglichkeit geben, ihre Angebote zu bewerben und Vertrdge mit
Kunden auBerhalb der Plattform des Torwéchters zu schliefen. Benannten Torwéchtern ist es beispielsweise
untersagt, ihre eigenen Produkte und Dienstleistungen beim Ranking gegenuber &hnlichen Produkten und
Dienstleistungen oder von Dritten angebotenen Produkten bevorzugt zu behandeln. Sie diirfen Verbraucher nicht
mehr daran hindern, sich an Unternehmen auBerhalb ihrer Plattformen zu wenden, und dirfen Nutzer nicht davon
abhalten, vorinstallierte Software oder Software-Anwendungen zu deinstallieren. Ferner diirfen sie Aktivitaten der
Endnutzer auRRerhalb des zentralen Plattformdienstes nicht tracken, um ohne deren Einwilligung gezielte Werbung
zu platzieren.

137 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2023/814 der Kommission vom 14. April 2023 zur Festlegung detaillierter
Vorschriften fur die Durchfihrung bestimmter Verfahren durch die Kommission nach der Verordnung (EU)
2022/1925 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L 102 vom 17.4.2023, S. 6).
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Im September 2023 benannte die Kommission sechs Unternehmen als Torwiéchter: Alphabet!®,
Amazon'®®, Apple!*®, ByteDance!*!, Meta!*? und Microsoft'*:. Insgesamt wurden 22 zentrale
Plattformdienste dieser Torwéchter benannt.}** Bei drei zentralen Plattformdiensten (Gmail,
Outlook.com und Samsung Internet Browser) kam die Kommission zu dem Schluss, dass Alphabet,
Microsoft und Samsung zwar die quantitativen Schwellenwerte des Gesetzes Uber digitale Markte flr
die Einstufung als Torwéchter erreichen, aber hinreichend begriindete Argumente dafiir vorgebracht
haben, dass diese Dienste nicht als Zugangstore flr ihre jeweiligen zentralen Plattformdienste
anzusehen sind.

Parallel zu diesen Benennungen leitete die Kommission im September 2023 vier
Marktuntersuchungen zu den Stellungnahmen von Microsoft und Apple ein, in denen die
Unternehmen geltend gemacht hatten, dass einige ihrer zentralen Plattformdienste zwar die
Schwellenwerte erreichten, aber nicht als Zugangstore einzustufen seien. Bei Microsoft handelt es
sich um die Plattformen Bing, Edge und Microsoft Advertising, bei Apple um iMessage. Im Rahmen
dieser Untersuchungen soll festgestellt werden, ob Microsoft und Apple in Bezug auf die
betreffenden Dienste als Torwéchter benannt werden sollten. Mit diesen Untersuchungen soll
festgestellt werden, ob die betreffenden Dienste als Torwéchter benannt werden sollten. Die
Untersuchungen sollten bis Februar 2024 abgeschlossen werden. AuRerdem leitete die Kommission
eine Marktuntersuchung ein, um zu prifen, ob Apple in Bezug auf sein Betriebssystem iPadOS als
Torwdchter benannt werden sollte, obwohl die Schwellenwerte nicht erreicht werden. Diese
Untersuchung sollte bis September 2024 abgeschlossen werden.

Nach ihrer Benennung mussen die Torwéchter spétestens ab Marz 2024 samtliche im Gesetz Uber
digitale Markte festgelegten Gebote und Verbote einhalten. Einige der Verpflichtungen gelten jedoch
bereits ab dem Zeitpunkt der Benennung, z. B. die Verpflichtung, die Kommission Uber geplante
Ubernahmen zu unterrichten. Spatestens im Marz 2024 miissen die Torwéchter in detaillierten
Berichten darlegen, wie sie die Verpflichtungen des Gesetzes Uber digitale Markte erflllen. Bei
Nichteinhaltung der Verpflichtungen kann die Kommission GeldbuBen von bis zu 10 % des

138 Sache DMA.100011 — Alphabet — OIS Verticals, Sache DMA.100002 — Alphabet — OIS AppStores, Sache
DMA.100004 — Alphabet — Suchmaschinen, Sache DMA.100005 — Alphabet — Video-Sharing, Sache DMA.100006
— Alphabet — Nummernunabhéngige interpersonelle Kommunikationsdienste, Sache DMA.100009 — Alphabet —
Betriebssysteme, Sache DMA.100008 — Alphabet — Web-Browser, Sache DMA.100010 — Alphabet — Online-
Werbedienste,

139 Sache DMA.100018 — Amazon — Online-Vermittlungsdienste — Marktpléatze, Sache DMA.100016 — Amazon —
Online-Werbedienste.

140 Sache DMA.100013 — Apple — Online-Vermittlungsdienste — App Stores, Sache DMA.100025 — Apple —
Betriebssysteme, Sache DMA.100027 — Apple — Web-Browser.

141 sache DMA.100040 — ByteDance — Soziales Netzwerk.

142 Sache DMA.100020 — Meta — Soziales Netzwerk, Sache DMA.100024 — Meta — Nummernunabhangige
interpersonelle Kommunikationsdienste, Sache DMA.100035 — Meta — Online-Werbedienste, Sache DMA.100044 —
Meta — Online-Vermittlungsdienste — Marktplatz.

143 Sache DMA.100017 — Microsoft — Soziales Netzwerk, Sache DMA.100023 — Microsoft — Nummernunabhangige
interpersonelle Kommunikationsdienste, Sache DMA.100026 — Microsoft — Betriebssysteme.

144 Nichtvertrauliche Fassungen der Kommissionsbeschliisse werden auf der DMA-Website der Kommission
verdffentlicht, siehe: https://digital-markets-act-cases.ec.europa.eu/gatekeepers.
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Jahresumsatzes des jeweiligen Unternehmens verh&ngen. Zudem konnen diesen Unternehmen im
Falle einer systematischen Nichteinhaltung hohere GeldbulRen und angemessene verhaltensbezogene
oder strukturelle Abhilfemalinahmen auferlegt werden.

Im November 2023 fochten drei Unternehmen ihre Benennung als Torwachter nach dem Gesetz Gber
digitale Méarkte an. ByteDance legte beim Gericht Rechtsmittel gegen den Beschluss der
Kommission ein, es als Torwachter fir sein soziales Netzwerk TikTok zu benennen.!* Das
Unternehmen argumentierte, dass die TikTok-Plattform nicht als Zugangstor, sondern vielmehr als
Herausforderer im digitalen Raum agiere. Ferner beantragte ByteDance im Dezember 2023
vorlaufigen Rechtsschutz beim Gericht. Apple legte beim Gericht Rechtsmittel gegen seine
Benennung als Torwachter fir seinen Online-Vermittlungsdienst App Store!*® und gegen den
Beschluss der Kommission zur Einleitung einer Marktuntersuchung zu iMessage ein.'*’” SchlieRlich
legte Meta beim Gericht ein Rechtsmittel ein, um Klarstellungen bezlglich seiner Benennung als
Torwéchter fiir Messenger und Marketplace zu erwirken,*8

Die Kommission (mit der GD COMP und der GD CNECT als federfuhrenden Generaldirektionen)
ist die zentrale Durchsetzungsbehdrde flr das Gesetz uber digitale Markte. Sie arbeitet jedoch geman
den Artikeln37 und 38 des Gesetzes Uber digitale Markte eng mit den nationalen
Wettbewerbsbehdrden im Rahmen des Europdischen Wettbewerbsnetzes zusammen. Das Gesetz
Uber digitale Markte lasst die Durchsetzung der EU-Wettbewerbsvorschriften und der nationalen
Wettbewerbsvorschriften flir einseitige Verhaltensweisen unberihrt.

5.2. Verordnung tber Subventionen aus Drittstaaten

Mit der Verordnung (iber den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen'*® wird eine

Regelungsliicke geschlossen und die Mdglichkeit geschaffen, gegen drittstaatliche Subventionen
vorzugehen, die den Wettbewerb im Binnenmarkt verzerren. Wéhrend die von EU-Mitgliedstaaten
gewahrten staatlichen Beihilfen den EU-Beihilfevorschriften unterliegen, wurden Subventionen, die
Lander aulerhalb der EU einzelnen im Binnenmarkt tatigen Unternehmen gewéhren, vor dem
Inkrafttreten der Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen nicht gepruft. Die Verordnung Gber
drittstaatliche Subventionen ist im Januar 2023 in Kraft getreten und gilt seit Juli 2023. Die darin
festgelegte Melde- bzw. Anmeldepflicht’® gilt seit Oktober 2023. Im Juli 2023 nahm die

145 Rechtssache T-1077/23, Bytedance/Kommission.

146 Rechtssache T-1080/23, Apple/Kommission, Benennung als Torwachter und Einstufung von iMessage.

147 Rechtssache T-1079/23, Apple/Kommission — Marktuntersuchung zu iMessage.

148 Rechtssache T-1078/23, Meta Platforms/Kommission.

149 Verordnung (EU) 2022/2560 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 iber den
Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen (ABI. L 330 vom 23.12.2022, S. 1).

150 Nach der Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen missen Zusammenschliisse angemeldet werden, bei
denen das ibernommene Unternehmen, eines der fusionierenden Unternehmen oder das Gemeinschaftsunternehmen
in der EU niedergelassen ist und einen EU-Umsatz von mindestens 500 Mio. EUR erzielt und bei denen die an dem
Zusammenschluss Beteiligten in den letzten drei Jahren von einem Drittstaat finanzielle Zuwendungen in Hohe von
insgesamt mindestens 50 Mio. EUR erhalten haben. Offentliche Vergabeverfahren sind bei der Kommission zu
melden, wenn der geschétzte Auftragswert mindestens 250 Mio. EUR betrégt und der Wirtschaftsteilnehmer, der das
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Kommission die Durchfiihrungsverordnung zur Verordnung tber drittstaatliche Subventionen! an.

Die Kommission ist nun in der Lage, die wettbewerbsverzerrenden Auswirkungen drittstaatlicher
Subventionen zu untersuchen und gegebenenfalls zu beseitigen. So ist sie befugt, Priifungen von
Amts wegen einzuleiten, wenn Hinweise darauf vorliegen, dass eine drittstaatliche Subvention den
EU-Binnenmarkt verzerrt.

Wahrend ein angemeldeter Zusammenschluss von der Kommission geprift wird, darf er nicht
vollzogen werden, und wéhrend ein Bieter im Rahmen eines offentlichen Vergabeverfahrens
Gegenstand einer Prufung durch die Kommission ist, darf ihm nicht der Zuschlag erteilt werden. Bei
Verstol3 kann die Kommission GeldbuRen in Hohe von bis zu 10 % des Jahresumsatzes des
Unternehmens verh&ngen. Sie kann den Vollzug eines subventionierten Zusammenschlusses bzw. die
Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags an einen subventionierten Bieter auch untersagen.

Nach dem Inkrafttreten der Verordnung im Juli 2023 sind bei der Kommission Eingaben von
Unternehmen zur Anwendung der Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen eingegangen. Seit
Beginn der Melde- bzw. Anmeldepflicht am 12. Oktober 2023 hat die GD Wettbewerb auf der
Grundlage  der  Verordnung in 41 Féllen  Vorabkontakte  aufgenommen und
11 Zusammenschlussanmeldungen erhalten.?

betreffende Angebot abgibt, in den letzten drei Jahren drittstaatliche finanzielle Zuwendungen von insgesamt
mindestens 4 Mio. EUR pro Drittland erhalten hat.

151 Durchfiihrungsverordnung (EU) 2023/1441 der Kommission vom 10. Juli 2023 zur Festlegung detaillierter
Vorschriften fiir die Durchfilhrung von Verfahren nach der Verordnung (EU) 2022/2560 des Europdischen
Parlaments und des Rates tber den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen durch die Kommission
(ABI. L177 vom 12.7.2023, S.1). Die Durchfihrungsverordnung regelt Verfahrensaspekte und enthdlt
Anmeldeformulare fur Zusammenschlussvorhaben, die drittstaatliche finanzielle Zuwendungen beinhalten, und
Meldeformulare fiir finanzielle Zuwendungen im Rahmen 6ffentlicher VVergabeverfahren.

152 Zur Durchsetzung der Verordnung uber drittstaatliche Subventionen in Bezug auf drittstaatliche finanzielle
Zuwendungen bei ¢ffentlichen Vergabeverfahren siehe: https://single-market-economy.ec.europa.eu/single-
market/public-procurement/foreign-subsidies-requlation_de.
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Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen
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Quelle: Europaische Kommission.
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6. Auswirkungen der Beihilfepolitik auf die Integritat des Binnenmarkts und
die globale Wettbewerbsfahigkeit der EU

Das européische Modell beruht auf einer starken sozialen Marktwirtschaft und schafft inklusiven
wirtschaftlichen Wohlstand auf der Grundlage von nachhaltigem Wachstum, fairem Wettbewerb,
offenem Handel und wirtschaftlicher Sicherheit. Der Binnenmarkt steht im Mittelpunkt der
Wettbewerbsfahigkeit der EU, und die Kommission misst fairen Wettbewerbsbedingungen im
Binnenmarkt und weltweit groRe Bedeutung zu.

Vor diesem Hintergrund wurden die Beihilfevorschriften wéhrend des laufenden Mandats
eingehend wberprdft, damit sie fir den grinen und den digitalen Wandel geeignet sind und zur
Wettbewerbsfahigkeit und Widerstandsfahigkeit der EU-Wirtschaft beitragen. Die Vorschriften
wurden aktualisiert, wo es erforderlich war, und bieten den Mitgliedstaaten wirksame
Instrumente, um den Bedarf an 0&ffentlichen Investitionen in Schlisselbereichen wie
Umweltschutz und Dekarbonisierung, regionaler Zusammenhalt, bahnbrechende Innovationen
sowie in strategisch wichtige Produktionskapazitaten, besonders fir den Ubergang zu einer
klimaneutralen Wirtschaft, zu decken. Aus den jingsten verflgbaren Daten geht hervor, dass die
Mitgliedstaaten im Jahr 2022 (nicht krisenbedingte) staatliche Beihilfen in Héhe von insgesamt
112 Mrd. EUR ausgezahlt haben, was 0,7 % des BIP der EU entspricht.

Aufgrund der beispiellosen Krisen, die durch die COVID-19-Pandemie und die Invasion der
Ukraine durch Russland ausgeldst wurden, musste die Kommission die Flexibilitat der
Instrumente fir staatliche Beihilfen voll ausschopfen, besonders durch gezielte und befristete
Vorschriften, die es den Mitgliedstaaten erlauben, die Auswirkungen der Krisen auf die
Wirtschaft der EU abzumildern, sofern bestimmte Regeln zum Schutz des Binnenmarkts
eingehalten werden.

Daten und Analysen zur Umsetzung des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen zur
Stlitzung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 (der vollstéandig
ausgelaufen ist) haben gezeigt, dass die von den einzelnen Mitgliedstaaten tatsachlich gewahrten
staatlichen Beihilfen deutlich unter den genehmigten Betrdgen geblieben sind (rund 30 %) und
weitgehend dem wirtschaftlichen Schaden (BIP-Riickgang) entsprachen, den der Mitgliedstaat
wahrend der Krise erlitt.

Den jingsten verfugbaren Daten zufolge haben die Mitgliedstaaten im Jahr 2022 und im ersten
Halbjahr 2023 Krisenbeihilfen in Hohe von insgesamt 141 Mrd. EUR gewahrt (was 0,6 % des
BIP der EU in diesem Zeitraum entspricht), um die wirtschaftlichen Auswirkungen der Invasion
der Ukraine durch Russland zu begrenzen. Die derzeit verfligbaren Daten zeigen, dass die
Mitgliedstaaten weniger als 20 % der genehmigten Betréage tatséchlich auch gewéhrt haben. Nicht
alle Mitgliedstaaten haben gleich viel ausgegeben, was zum Teil auf Unterschiede bei der
Fiskalkapazitat zuruckzufihren ist, jedoch auch an den uneinheitlichen Auswirkungen der
Energiekrise und den GroRenunterschieden zwischen den verschiedenen Volkswirtschaften liegen
kann.

SchlieBlich stellt Randnummer 86 des Befristeten Krisenrahmens bzw. des Befristeten Rahmens
zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels eine nutzliche Ergénzung des
Instrumentariums dar, um den Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft zu beschleunigen
und das Risiko anzugehen, dass neue Investitionen in Sektoren, die fir diesen Ubergang von
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strategischer Bedeutung sind, wegen Subventionen in L&nder aulRerhalb der EU umgeleitet
werden. Die Bestimmung erlaubt Einzelbeihilfen bis zu dem Betrag, den der fir eine
gleichwertige Investition in einem Drittland oder Gebiet auferhalb des EWR als Subvention
erhalten koénnte, oder bis zu dem Betrag, der erforderlich ist, um dem Unternehmen einen Anreiz
zu bieten, die Investition im EWR vorzunehmen (Ausgleich der sog. ,,Finanzierungsliicke®), je
nachdem, welcher der beiden Betrége niedriger ist.

e Die Kommission sorgt besténdig daftr, dass die Beihilfevorschriften zweckméRig bleiben und die
Umsetzung von BeihilfemalRnahmen berwacht wird, um so eine gezielte Unterstiitzung der EU-
Prioritdaten aus oOffentlichen Mitteln zu erméglichen, die langfristige Wettbewerbsfahigkeit zu
fordern und befristete Krisenbewaltigungsmanahmen zu ermdglichen, ohne dass im
Binnenmarkt UberméaRige Wettbewerbsverzerrungen entstehen.

Um faire Wettbewerbsbedingungen und das ordnungsgemélie Funktionieren des Binnenmarkts zu
schitzen, sind staatliche Beihilfen der Mitgliedstaaten, die den Wettbewerb verfélschen oder zu
verfalschen drohen, nach dem AEUV grundsatzlich verboten. Die Kontrolle staatlicher Beihilfen
stellt sicher, dass sich der Wettbewerb zwischen Unternehmen an der Leistung entscheidet und nicht
an der Hohe der staatlichen Unterstlitzung, um Subventionswettlaufe und Vorteile fiir Unternehmen
aus Mitgliedstaaten mit ,.tieferen Taschen zu vermeiden. Allerdings konnen unter bestimmten
Umstdnden staatliche Eingriffe fur eine gut funktionierende und ausgewogene Wirtschaft
erforderlich sein. Daher l&sst der AEUV zur Unterstitzung politischer Ziele gentigend Spielraum fr
Beihilfen, die erforderlich, geeignet und angemessen sind, um diese Ziele zu erreichen, ohne den
Wettbewerb im Binnenmarkt bermaRig zu verfalschen. Indem die Beihilfenkontrolle vor allem auf
die RechtmaRigkeit und Wirksamkeit von Beihilfen und die Vermeidung von Uberkompensation
ausgerichtet wird, kann mit begrenzten Offentlichen Mitteln der groRtmdogliche Nutzen erzielt
werden.

Der Europdische Rat hat im Oktober 2023 erneut darauf hingewiesen, dass er die Kommission
aufgefordert hat, dem Rat darlber Bericht zu erstatten, wie sich die aktuelle Beihilfepolitik auf die
Integritdt des Binnenmarkts und die globale Wettbewerbsfahigkeit der EU auswirkt. Bei der
Bewertung der Auswirkungen der Beihilfepolitik muss eine interne und eine externe Perspektive
eingenommen werden, um die doppelte Herausforderung zu berticksichtigen, die sich flr diesen
Bereich  stellt. Die Beihilfenkontrolle muss ihre  Aufgabe erfullen, UberméRige
Wetthewerbsverfalschungen im Binnenmarkt zu vermeiden, gleichzeitig aber auch die EU-
Wirtschaft in die Lage versetzen, im aktuellen schwierigen geopolitischen Klima bei Innovationen
ganz vorn dabei zu sein und beim griinen und digitalen Wandel eine Vorreiterrolle zu spielen.

Die Kommission erhebt regelméBig und kontinuierlich Daten (ber die Durchfiihrung von
BeihilfemaRnahmen der Mitgliedstaaten, um ihre Auswirkungen zu tiberwachen:
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- Erstens erstellt die Kommission jahrlich das sog. ,,State aid Scoreboard“ (Anzeiger fir
staatliche Beihilfen) und verwendet dazu die Angaben der Mitgliedstaaten®>® (iber ihre
Ausgaben (d.h. die von ihnen ausgezahlten Betrdge) im Rahmen genehmigter
BeihilfemaBnahmen, einschlielich einer Quantifizierung des Beihilfeelements der
Ausgaben, d. h. des durch die Beihilfe gewahrten Vorteils®. Die jiingsten Daten beziehen
sich auf 2022.

- Zweitens hat die Kommission angesichts der erheblichen Beihilfebetrége, die wéhrend der
jungsten Krisen —d. h. im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie und dem Angriff
Russlands auf die Ukraine — ausgezahlt wurden, ausnahmsweise regelmafige Erhebungen
durchgefiihrt, um zeitnah Informationen tber die von den Mitgliedstaaten im Rahmen
genehmigter Krisenmalinahmen tatsachlich gewahrten Beihilfen zu sammeln (d. h. (ber
die Betrage, auf die Unternehmen einen Rechtsanspruch erhalten haben, die aber auch erst
spater ausgezahlt werden kénnen). Die jungste Erhebung deckt das Jahr 2022 sowie das erste
Halbjahr 2023 ab. Wahrend die Mitgliedstaaten im Rahmen der jahrlichen Berichterstattung
jeweils auch eine Quantifizierung des Beihilfeelements vorlegen missen, melden sie bei den
Erhebungen im Rahmen der Krisen den Nennbetrag der gewahrten Beihilfen, um die
Datenerhebung zu vereinfachen und den Verwaltungsaufwand zu verringern.

6.1 Gesamtbild der Auszahlungen staatlicher Beihilfen (krisenbedingter und nicht
krisenbedingter Beihilfen) im Jahr 2022

Den jiingsten Jahresberichten der Mitgliedstaaten zufolge haben die 27 Mitgliedstaaten im Jahr 2022
fur krisenbedingte und nicht krisenbedingte Beihilfen insgesamt 227,98 Mrd. EUR (rund 1,43 %
ihres BIP im Jahr 2022) ausgezahlt (Krisenbeihilfen wurden hauptsdchlich nach dem Befristeten
Krisenrahmen zur Stiitzung der Wirtschaft infolge des Angriffs Russlands auf die Ukraine gewahrt).

Die Gesamtausgaben sind im Vergleich zum Vorjahr deutlich zuriickgegangen (inflationsbereinigt
um rund 35 %). Erstens war der Rickgang in erster Linie auf die Verringerung der Gesamtausgaben
fur COVID-19-MaRnahmen zurtickzufiihren, da der Befristete COVID-19-Rahmen Ende Juni 2022
ausgelaufen ist. Die Ausgaben fir COVID-19-MaRRnahmen sind um 76,66 Mrd. EUR (und damit
inflationsbereinigt um rund 60 % gegeniber dem Vorjahr) zuriickgegangen, was 0,48 % des BIP der
EU-27 entspricht. Zweitens waren auch die Ausgaben fiir nicht krisenbedingte Beihilfen deutlich

153 Die Angaben beruhen auf der jahrlichen Berichterstattung der Mitgliedstaaten nach Artikel 6 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission. Fiir die Richtigkeit der Angaben sind die Mitgliedstaaten
zusténdig.

154 Das Beihilfeelement hangt von der Art der Beihilfe ab. Bei Zuschiissen entspricht der an den Empfanger
weitergegebene Vorteil in der Regel den gewéhrten Haushaltsmitteln. Bei anderen Beihilfeinstrumenten kénnen der
Vorteil fur den Beihilfeempfanger und die Kosten fir den Staat variieren. Durch eine Garantie beispielsweise
entfallt flr den Beglnstigten das durch die Garantie abgedeckte Risiko, indem es der Staat Ubernimmt. Diese
Risikotragerfunktion des Staates sollte normalerweise durch eine angemessene Pramie verglitet werden. Verzichtet
der Staat ganz oder teilweise auf eine solche Pramie, stellt dies das Beihilfeelement dar.
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ricklaufig, und zwar um rund 28 % von rund 155,55 Mrd. EUR (zu konstanten Preisen) im Jahr 2021
auf 112 Mrd. EUR im Jahr 2022 (siehe unten).

Tabelle 1: Gesamtausgaben fir staatliche Beihilfen, Beihilfeelemente in BIP-Prozent,
Aufschlisselung nach COVID-19-Beihilfen, Beihilfen nach dem Krisenrahmen (TCF-Beihilfen) und
nicht krisenbedingten Beihilfen

2.5
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mm Nicht krisenbedingte Beihilfen
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Beihilfeausgaben in % des BIP

Setzt man die Verteilung der Ausgaben fir (krisenbedingte und nichtkrisenbedingte) Beihilfen auf
Ebene der Mitgliedstaaten ins Verhaltnis zum BIP des jeweiligen Mitgliedstaats, so wird eine
erhebliche — wenngleich gegeniiber 2021 deutlich geringere — Streuung der Ausgaben zwischen den
Mitgliedstaaten deutlich. Die Mitgliedstaaten mit den hochsten Ausgaben setzten rund 1,8-2,1 %
ihres nationalen BIP ein (Ungarn und Deutschland), die Mitgliedstaaten mit den niedrigsten
Ausgaben etwa 0,3 %-0,6 % (Irland, Zypern und Luxemburg).

Das sich aus diesen Daten ergebende Gesamtbild ldsst erkennen, dass sich zwar die von den
einzelnen Mitgliedstaaten fur Beihilfen ausgegebenen Betrdge erheblich unterscheiden (grofie
Mitgliedstaaten haben in absoluten Zahlen die hdchsten Betrdge ausgeben, was zu erwarten stand),
dass bei Betrachtung der relativen Ausgaben im Verhaltnis zum BIP jedoch ein differenzierteres Bild
entsteht.

Ferner betrifft ein erheblicher Teil der Ausgaben Deutschlands im Jahr 2022 krisenbedingte
Beihilfen in einer Ad-hoc-Situation, in der zwei systemische Energieversorgungsunternehmen nach
der Unterbrechung der Gaslieferungen durch den Krieg Russlands gegen die Ukraine auf offentliche
Unterstiitzung angewiesen waren (siehe unten).

Es sei auch darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten ihre Volkswirtschaft und ihren Haushalt
moglicherweise durch andere MalRnahmen, bei denen es sich nicht um Beihilfen handelt, in
erheblichem Umfang unterstiitzt haben. Entsprechend unterscheidet sich die Hohe der
Gesamtunterstutzung fur Volkswirtschaften und Haushalte von den Angaben in den genannten
Jahresberichten der Mitgliedstaaten, in denen ausschliel3lich die Auszahlungen im Rahmen von
MafRnahmen aufgefihrt sind, die als staatliche Beihilfen gelten.
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Tabelle 2: Gesamtausgaben fiir staatliche Beihilfen je Mitgliedstaat im Jahr 2022, Beihilfeelemente
in Mrd. EUR, aufgeschlusselt nach COVID-19-Beihilfen, Beihilfen nach dem Krisenrahmen (TCF-
Beihilfen) und nicht krisenbedingten Beihilfen
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Tabelle 3: Gesamtausgaben flr staatliche Beihilfen je Mitgliedstaat in Prozent des nationalen BIP
im Jahr 2022, aufgeschlusselt nach COVID-19-Beihilfen, Beihilfen nach dem Krisenrahmen (TCF-
Beihilfen) und anderen (nicht krisenbedingten) Beihilfen
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Der fir nicht krisenbedingte Beihilfen im Jahr 2022 von den Mitgliedstaaten ausgezahlte Betrag
(Nennbetrag) ist gegenuber 2021 in 20 Mitgliedstaaten zuriickgegangen. Besonders ausgepragt war
der Riickgang in Deutschland (-59 % in Bezug auf den inflationsbereinigten Nennbetrag), Kroatien (-
52 %) und Malta (-50 %) sowie Bulgarien, Lettland, Luxemburg und Ungarn, wo er um rund 40 %
zuriickging. Auch in Polen und Litauen (jeweils rund -28 %) und Estland (-22 %) wurde ein
erheblicher Rickgang um mehr als 20 % beobachtet. Weitere Mitgliedstaaten, in denen ein
Ruckgang zu verzeichnen war, sind Finnland (-18 %), Slowenien (-17 %), Tschechien (-14 %), die
Niederlande und Osterreich (in beiden Landern -12 %), Frankreich und Zypern (-11 %), Irland (-
9 %), Belgien und Italien (-6 %).

Gestiegen sind die nicht krisenbedingten Beihilfen hingegen in Portugal (+ 66 % in Bezug auf den
inflationsbereinigten Nennbetrag), Ddnemark (+ 44 %) und Spanien (+ 30 %). In der Slowakei waren
die nicht krisenbedingten Beihilfen gegeniiber 2021 um 14 % hdoher, in Griechenland um 4 %. In
Rumanien und Schweden ist die Hohe der nicht krisenbedingten Beihilfen in den Jahren 2021 und
2022 gleich geblieben.

Insgesamt scheint der Rickgang der nicht krisenbedingten staatlichen Beihilfen in erster Linie auf
geringere Auszahlungen im Bereich Umweltschutz, einschlieBlich flr Energiesparmalnahmen,
zuriickzugehen (41,5 Mrd. EUR im Jahr 2022 gegeniber rund 77,3 Mrd. EUR im Jahr 2021). Hierzu
sind weitere Analysen erforderlich, doch kann der Rickgang teilweise durch die anderen
Fordermdglichkeiten erklart werden, die mit dem Befristeten Krisenrahmen vom Marz 2022 (und den
darauffolgenden Anderungen dieses Rahmens) eingefiihrt wurden, so Beihilfen zur Beschleunigung
des Ausbaus erneuerbarer Energien und Beihilfen fir die Dekarbonisierung industrieller Prozesse.
Wie Tabelle 4 verdeutlicht, bilden die fur den Umweltschutz ausgezahlten Beihilfen dennoch
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weiterhin die mit Abstand grofite Kategorie nicht krisenbedingter Beihilfen: Die Auszahlungen lagen
in diesem Bereich auch in Krisenzeiten doppelt bis viermal so hoch wie vor zehn Jahren (in
konstanten Preisen, inflationsbereinigt).

Tabelle 4: Ausgaben fir staatliche Beihilfen ohne krisenbedingte Beihilfen in den Jahren 2012-2022,
Beihilfeelemente in Mrd. EUR zu konstanten Preisen, aufgeschlisselt nach Beihilfeziel.
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Tabelle 5: Nicht krisenbedingte Ausgaben fur staatliche Beihilfen, aufgeschlisselt nach Beihilfeziel.
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Tabelle 6: Gesamtausgaben flr staatliche Beihilfen nach Mitgliedstaat in Nennbetragen (Mrd. EUR
zu konstanten Preisen), aufgeschlisselt nach COVID-19-Beihilfen, Beihilfen nach dem Krisenrahmen
(TCF-Beihilfen) und anderen (nicht krisenbedingten) Beihilfen, 2012-2022 (Reihenfolge der
Mitgliedstaaten nach kumulierten Ausgaben)
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6.2 Entscheidend wichtiger, aber vorsichtiger Einsatz staatlicher Beihilfen in Krisenzeiten

Aufgrund der zahlreichen Krisen der letzten Jahre wurden die gemadl AEUV zuldssigen
Moglichkeiten, im Fall von ,auBlergewohnlichen Ereignissen“ oder ,,zur Behebung einer
betrachtlichen Storung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats® staatliche Beihilfen zu gewéhren,
umfassend genutzt. Die entsprechenden Bestimmungen haben es der Kommission beispielsweise
ermoglicht, Beihilfen zu gewéhren, um die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie fir die
Wirtschaft und die Energiekrise nach dem Angriffs Russlands auf die die Ukraine zu bewdltigen (auf
der Grundlage des Befristeten Krisenrahmens und spater des Befristeten Rahmens zur
Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels).

Um einen Uberblick tber die auf der Grundlage des Befristeten COVID-19-Rahmens gewahrten
Beihilfen zu erhalten, flihrte die Kommission Erhebungen flr den Zeitraum von Mérz 2020, als der
Rahmen in Kraft getreten ist, bis Ende 2021 durch. Die gesammelten Daten zur tatséchlichen
Umsetzung des Rahmens zeigten, dass die von den einzelnen Mitgliedstaaten gewéhrten Beihilfen
(940 Mrd. EUR, d. h. rund 30 % der genehmigten 3,1 Bio. EUR) dem wirtschaftlichen Schaden
entsprachen, den der jeweilige Mitgliedstaat wahrend der Krise in Form von BIP-Verlusten zu
verzeichnen hatte.’® Diese Erkenntnis war geeignet, potenzielle Bedenken in Bezug auf den fairen
Wettbewerb zu beruhigend, verdeutlichte sie doch die erhebliche rdumliche Streuung der Beihilfen.
Der Befristete COVID-19-Rahmen ist inzwischen vollstandig ausgelaufen.

Um einen dhnlichen Uberblick tber die auf der Grundlage des Befristeten Krisenrahmens bzw.
des Befristeten Rahmens zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung des Wandels oder die im
Einklang mit deren Grundsatzen gewéhrten Beihilfen zu erhalten, flihrte die Kommission
Erhebungen flr den Zeitraum von Mérz 2022, als der Befristete Krisenrahmen in Kraft getreten ist,
und Juni 2023 durch (fiir das zweite Halbjahr 2023 liegen keine ausreichenden Daten vor). In diesem
Zeitraum genehmigte die Kommission nach den beiden Rahmen oder im Einklang mit deren
Grundsatzen staatliche Beihilfen in Hohe von fast 730 Mrd. EUR. Die Daten aus den Mitgliedstaaten
zeigen, dass 141 Mrd. EUR tatsachlich gewahrt wurden, was nur 19,3 % der genehmigten Beihilfen
bzw. 0,6 % des BIP der EU im Jahr 2022 und im ersten Halbjahr 2023 entspricht.**® Es sei darauf
hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten den vollen Beihilfebetrag zu einem bestimmten Zeitpunkt in
einem Jahr formlich gewdhren, ihn den Beginstigten dann aber (ber mehrere Jahre hinweg zur
Verfugung stellen koénnen (sodass die Betrdge im Jahr 2022 oder im ersten Halbjahr 2023
maoglicherweise nicht (vollstdndig) ausgezahlt wurden).

Im fraglichen Zeitraum gewéhrte Deutschland 72,8 Mrd. EUR, was 52 % der 141 Mrd. EUR
entspricht, gefolgt von Italien mit 39,2 Mrd. EUR und Spanien mit 12,1 Mrd. EUR. In absoluten

155 Policy Brief der GD COMP ,,Looking back at the State aid COVID Temporary Framework: the take-up of
measures in the EU“ (,,Riickblick auf den Befristeten COVID-19-Rahmen flr staatliche Beihilfen: gewahrte
Beihilfen in der EU*) vom Oktober 2022, hier abrufbar.
156 Die der Kommission von den Mitgliedstaaten zur Verfiigung gestellten Informationen sind vorlaufiger Art; Daten
kdnnen von den Mitgliedstaaten noch berichtigt werden.
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Zahlen haben die drei Mitgliedstaaten mit den hochsten Ausgaben zusammen 88 % des
Gesamtbetrags der Beihilfen gewéhrt. In relativen Zahlen verzeichnete Ungarn die hdchsten
Ausgaben, da diese 1,35 % seines BIP im Jahr 2022 und im ersten Halbjahr 2023 ausmachten. Die
zweithochsten relativen Ausgaben tatigte Italien (1,32 % des BIP), gefolgt von Deutschland (1,23 %

des BIP) und Rumanien (0,85 % des BIP).

Tabelle 7: Nominalbetrag der staatlichen Beihilfen, die bis Juni 2023 auf der Grundlage des
Befristeten Krisenrahmens bzw. des Befristeten Rahmens zur Krisenbewaltigung und zur Gestaltung
des Wandels oder im Einklang mit deren Grundsétzen in absoluten Betrégen (linkes Schaubild) und

als Prozentsatz des nationalen BIP (rechtes Diagramm) gewahrt wurden
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Nach den beiden Rahmen TC(T)F oder
im Einklang mit deren Grundsétzen
gewihrte Gesamtbeihilfe in Mrd. EUR
(kumulierte Werte)

Eine genauere Betrachtung der von Deutschland gewéhrten Beihilfen ergibt, dass 85 % des
Gesamtbetrags zwei Beihilfeempfangern gewahrt wurden: Uniper SE und SEFE GmbH, die mit
33 Mrd. EUR bzw. 6,5 Mrd. EUR rekapitalisiert wurden sowie im Rahmen einer deutschen
Rahmenregelung Darlehen und zinsverginstigte Darlehen erhielten (Kreditlinien in Héhe von
16 Mrd. EUR bzw. 7 Mrd. EUR™Y’, die moglicherweise nicht in Anspruch genommen wurden). Diese
MaRnahmen waren erforderlich, um den Zusammenbruch dieser beiden systemischen
Energieversorgungsunternehmen zu verhindern, die bestimmte langfristige Vertrdge nach dem
drastischen Ruickgang der Gaslieferungen Russlands nach Deutschland nicht mehr erfillen konnten.

157 Der Umfang der Kreditlinien wurde spater angesichts der verbesserten Marktbedingungen verringert.
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Aufgrund ihrer systemischen Bedeutung auf dem Markt hatte ihr Zusammenbruch schwerwiegende
Folgen fir ihre Kunden und auch fur den deutschen und den europdischen Energiemarkt insgesamt
gehabt.

Bei der Betrachtung der erhobenen Angaben sollten ferner mehrere zusatzliche Aspekte
berucksichtigt werden. So beziehen sich die Angaben ausschlieflich auf MaBnahmen, die bei der
Kommission angemeldet und von ihr als staatliche Beihilfen eingestuft und genehmigt wurden.
Zudem wird jeweils der Nominalbetrag der staatlichen Beihilfen erfasst, die Uber verschiedene
Instrumente (z. B. direkte Zuschisse, Eigenkapital, Darlehen oder Garantien) gewéhrt werden, die
unterschiedlich starke wettbewerbsverzerrende Auswirkungen haben. Bei der Betrachtung von
Beihilfen, die Uber verschiedene Instrumente gewahrt werden, sollte das jeweilige Beihilfeelement
herangezogen werden, da es den dem Unternehmen tatsachlich gewéhrten Vorteil wiedergibt und
daher in der Regel besser geeignet ist, um tber riickzahlbare und tber nicht riickzahlbare Instrumente
gewahrte Beihilfen zu vergleichen. Denn nicht riickzahlbare Instrumente wie Zuschiisse verfalschen
den Wettbewerb Ublicherweise stérker als rickzahlbare Instrumente wie Garantien und
zinsvergunstigte Darlehen.

Das Beihilfeelement kann je nach Art des Instruments auf unterschiedliche Weise geschatzt werden:
Bei nicht riickzahlbaren Instrumenten entspricht der dem Empfénger gewahrte Vorteil in der Regel
dem Nominalbetrag, der wiederum den aufgewendeten Haushaltsmitteln entspricht. Bei
rickzahlbaren Beihilfeinstrumenten stimmt der Vorteil fir das Unternehmen unter Umstéanden nicht
mit den Kosten fur den Staat Uberein: Das Beihilfeelement und die aufgewendeten Haushaltsmittel
sind zumeist (viel) niedriger als der Nominalbetrag. Bei Beihilfeinstrumenten wie Darlehen oder
Garantien ergeben sich der Vorteil fur das Unternehmen und die Kosten flir den Staat daraus, dass
das Unternehmen einen Zinssatz bzw. ein Garantieentgelt zahlt, der bzw. das unter dem Marktpreis
liegt.

So hat Deutschland auf der Grundlage der geschatzten Beihilfeelemente im Jahr 2022 und im ersten
Halbjahr 2023 rund 0,9% seines BIP fur Beihilfen aufgewendet, hauptséchlich fir
EigenkapitalmalRnahmen, wovon wiederum ein Grofteil auf die Rekapitalisierungen der
systemrelevanten Energieversorger Uniper und SEFE entfiel (55 % des Gesamtbetrags der gewahrten
Beihilfen). Die zweithochsten Ausgaben flr staatliche Beihilfen verzeichnete Ungarn (etwa 0,68 %
des BIP), gefolgt von Spanien (0,45 %) und Portugal (0,41 %). Italien und Ruménien wendeten
gemessen am Beihilfeelement einen geringeren Prozentsatz ihres BIP auf, da sie in erheblichem
MafRe auf riickzahlbare Instrumente, vor allem Garantien, zurtickgriffen.

Ferner haben die Mitgliedstaaten horizontale finanzpolitische Malinahmen ergriffen, um die
Auswirkungen der hohen Energiepreise auf Haushalte und Unternehmen abzumildern. Diese
MaRnahmen sind jedoch groRtenteils nicht als staatliche Beihilfen einzustufen. Nach den
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Schatzungen in der Herbstprognose der Kommission®®® beliefen sich die Nettohaushaltskosten
solcher EnergiemaBnahmen®®® im Jahr 2023 auf rund 165 Mrd. EUR, was 0,97 % des BIP der EU-27
entspricht, gegeniiber 195 Mrd. EUR bzw. 1,2 % des BIP der EU-27 im Jahr 2022.

In absoluten Zahlen verursachten die von Deutschland, Frankreich und Italien umgesetzten
MaRnahmen im Jahr 2023 mit 59,4 Mrd. EUR, 22,8 Mrd. EUR bzw. 21,4 Mrd. EUR die hdchsten
Nettohaushaltskosten, was zusammengenommen einem Anteil von 63 % aller finanzpolitischen
MafRnahmen in der EU im Energiebereich entsprach (einzeln etwa 36 %, 14 % bzw. 13 %). Darauf
folgten Spanien mit 13,5 Mrd. EUR (8% der Gesamtausgaben) und die Niederlande mit
10,6 Mrd. EUR (6 %). In allen anderen Mitgliedstaaten lagen die Nettohaushaltskosten zwischen 3 %
(Polen) und 0,01 % (Griechenland) der gesamten Ausgaben fur finanzpolitische Manahmen in der
EU im Energiebereich.

Im Verhéltnis zum BIP 2023 waren die MalRnahmen der Slowakei, Kroatiens und Maltas mit den
hochsten Nettohaushaltskosten verbunden (1,89 %, 1,77 % bzw. 1,6 %), gefolgt von Osterreich
(1,56 %) und Deutschland (1,45 %). Auch in Ungarn (1,34 %), Portugal (1,25 %), Tschechien
(1,18 %), Italien (1,04 %) und den Niederlanden (1,03 %) lagen die Haushaltskosten (ber dem
Durchschnitt der EU-27 (0,97 %).

Aus makrookonomischer Sicht waren die vergangenen Jahre von mehreren komplexen und
dynamischen Faktoren geprégt. Die COVID-19-Pandemie ging allmahlich zuriick, und die
Beschrankungen wurden aufgehoben, doch gleichzeitig eskalierte die Aggression Russlands gegen
die Ukraine, wobei die anschlieBende Krise sowie die Gefahr einer Eskalation der Lage im Nahen
Osten zu zunehmenden geopolitischen Spannungen fiihrten. Diese Ereignisse hatten erhebliche
Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Bedingungen in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Der
Winterprognose 2024 der Kommission'®® zufolge fiel das Wirtschaftswachstum sowohl in der EU als
auch im Euro-Wahrungsgebiet im Jahr 2023 mit 0,5 % etwas moderater aus als zuvor erwartet, da in
der vorangegangenen Herbstprognose noch ein Zuwachs von 0,6 % projiziert worden war. Auf EU-
Ebene ist das moderate Wachstum im vergangenen Jahr weitgehend auf die Dynamik der
Konjunkturerholung nach der Pandemie in den beiden vorangegangenen Jahren zuriickzufuhren,

158 Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen der Europaischen Kommission (2023), European Economic Forecast,
Herbst 2023. Abrufbar unter: https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/4139ef72-9eb3-4fad-al16-
ee87979f4d35_en?filename=ip258 en.pdf. Die Auswirkungen auf den Haushalt tragen den MalRnahmen Rechnung,
die bis Ende Oktober 2023 ergriffen oder angekiindigt wurden. Im Falle der Slowakei wurden die Schatzungen nach
Vorlage der Ubersicht iiber die Haushaltsplanung 2024 am 12. Dezember 2023 aktualisiert.

159 Fiir die Zwecke dieser Schitzungen werden ,,Energiemainahmen‘ wie folgt definiert: 1) MaRnahmen, die sich
unmittelbar auf die Grenzkosten des Energieverbrauchs fur Haushalte und/oder Unternehmen auswirken
(,,preisbezogene MaBinahmen*), 2a) MalBnahmen zur befristeten Einkommensunterstutzung fir private Haushalte,
(2b) Malinahmen (aufer preisbezogenen MaRnahmen), die Unternehmen einen Ausgleich gewdahren (beide
einkommensbezogene MaBinahmen®) und 3) Einnahmen aus (neuen Steuern oder Abgaben auf) unerwartete(n)
Gewinne(n) von Energieunternehmen.

160 European Economic Forecast, Winter 2024, Institutional Paper 268, Februar 2024.
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wéhrend die Gesamtinflation im Jahr 2023 vor allem dank der sinkenden Energiepreise schneller als
erwartet zurlickging.

Diese Faktoren hatten abhdngig von der jeweiligen Exposition der Wirtschaft der einzelnen
Mitgliedstaaten erhebliche Auswirkungen auf deren Wirtschaftsleistung sowie auf die Durchfiihrung
und Bewertung der daraufhin ergriffenen Beihilfemalinahmen. Unter den Mitgliedstaaten, die relativ
betrachtet oder gemessen am Gesamtumfang der geschatzten Beihilfeelemente den hdchsten
Beihilfegesamtbetrag gewahrten, schrumpfte in Deutschland und Ungarn die Wirtschaft 2023 leicht
(um 0,3% bzw. 0,8 %), wahrend Spanien ein (berdurchschnittliches Wachstum verzeichnete
(2,5 %). Unter den Mitgliedstaaten hingegen, die relativ betrachtet oder gemessen am Gesamtumfang
der geschatzten Beihilfeelemente den niedrigsten Beihilfegesamtbetrag gewéhrten, verzeichnete
Dénemark ein durchschnittliches Wachstum (0,5 %) und Zypern ein {berdurchschnittliches
Wachstum (2,4 %), wéhrend die estnische Wirtschaft um 3,5 % schrumpfte. Dies zeigt, dass es
angesichts der Heterogenitat und Unwagbarkeit der Gegebenheiten in den einzelnen Mitgliedstaaten
und aufgrund von Wechselwirkungen mit mehreren anderen Faktoren nicht mdéglich ist, auch nur
vorlaufige Schlussfolgerungen tber die Auswirkungen staatlicher Beihilfen allein auf das BIP-
Wachstum zu ziehen.

Die vorstehende Analyse und die dargelegten Daten zeigen, wie wichtig es ist, die Auswirkungen
von Krisenbeihilfen iiber die ,,Kernzahlen* hinaus zu bewerten, und dass die Datenlage bis dato noch
keine Bewertungen zu Korrelationen und Kausalitaten zulésst. Die Energieversorgung der einzelnen
Mitgliedstaaten wird unterschiedlich stark vom Krieg in der Ukraine beeinflusst, und die
Volkswirtschaften weisen eine unterschiedliche Struktur — insbesondere in Bezug auf GroRe oder
Bedeutung von Schwerindustrie und energieintensiven Branchen — und/oder unterschiedlich
strukturierte Energiesektoren auf. Dariiber hinaus haben die Mitgliedstaaten ganz unterschiedliche
Kapazitdten, um Unternehmen zu unterstiitzen. Wenngleich die Genehmigung staatlicher Beihilfen
grundsétzlich an klare Bedingungen geknipft ist, um sicherzustellen, dass die Beihilfen erforderlich
und angemessen sind und den Wettbewerb nicht (bermé&Rig verfalschen, sollten befristete
Beihilfevorschriften auslaufen, sobald die Marktbedingungen dies zulassen. Aus diesem Grund
werden die verbleibenden Krisenabschnitte des Befristeten Rahmens zur Krisenbewdltigung und zur
Gestaltung des Wandels im Juni 2024 auslaufen.

6.3 Verwirklichung der Ziele des digitalen und des griinen Wandels und anderer Prioritaten der
EU

Auch wenn der Staat eine wichtige Rolle spielen kann, wenn es gilt, wirtschaftliche
Rahmenbedingungen zu schaffen, die geeignet sind, Wettbewerbsfahigkeit zu gewahrleisten,
beinhalten viele seiner darauf ausgerichteten MaRnahmen mdglicherweise keine staatlichen Beihilfen
im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV, und staatliche Beihilfen allein reichen in der Regel nicht
aus, um Wetthewerbsféhigkeit zu erreichen.

Allerdings bieten die Beihilfevorschriften den Mitgliedstaaten viele Mdglichkeiten, um politische
Ziele im Bereich der Unterstiitzung einer gut funktionierenden und gerechten Wirtschaft zu
verwirklichen und Marktversagen zu beheben. Vor diesem Hintergrund sollte mit der Uberpriifung
der Beihilfevorschriften sichergestellt werden, dass sie ihren Zweck erfullen; ferner sollten die
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Vorschriften mit den Zielen der EU in den Bereichen Umwelt, Digitalisierung und Resilienz in
Einklang gebracht werden.

Bis Ende 2023 schloss die Kommission die Uberpriifung fast aller wichtigen Leitlinien fiir staatliche
Beihilfen ab. In den uberarbeiteten Leitlinien wird dargelegt, wie die Mitgliedstaaten ihre
Volkswirtschaften dabei unterstlitzen konnen, insbesondere in griine und in digitale Technologien zu
investieren, und damit einen Beitrag zur globalen Wettbewerbsfahigkeit leisten kénnen, ohne den
Wettbewerb im Binnenmarkt tibermaRig zu verzerren®®?,

- Mit Blick auf die Unterstiitzung des griinen Wandels erleichtern die Leitlinien fir staatliche
Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen und die EHS-Beihilfeleitlinien die Gewahrung
von Beihilfen zur Okologisierung der Wirtschaft im Einklang mit dem européischen Griinen
Deal und tragen gleichzeitig zur Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit der EU-Wirtschaft bei.
Sie versetzen die Mitgliedstaaten in die Lage, den Ausbau der Erzeugung erneuerbarer
Energien zu fordern, die industrielle Produktion zu dekarbonisieren und im internationalen
Wetthewerb stehende energieintensive Unternehmen, zu unterstiitzen.

- Die Mitgliedstaaten kénnen auch ihre Unterstiitzungsmalinahmen fir erneuerbare Energien,
Speicherung und Dekarbonisierung der Industrie im Rahmen des Befristeten Rahmens zur
Krisenbewdltigung und zur Gestaltung des Wandels konzipieren. Mit dem Befristeten
Rahmen zur Krisenbewadltigung und zur Gestaltung des Wandels soll der dringend
erforderliche Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien und dekarbonisierter
Produktionsprozesse vorangetrieben und beschleunigt werden. Bis 2025 missen die
Beihilferegelungen aufgelegt und die Beihilfen gewéhrt werden, doch die Auszahlung der
Beihilfen ist auch in den Jahren danach noch méglich. Die mit diesem vereinfachten Rahmen
gewonnenen Erfahrungen werden in weitere Uberlegungen fiir die Zukunft einflieRen.

- Die Beihilfevorschriften tragen auch den Herausforderungen des globalen Wettbewerbs
Rechnung: So ermdglicht der Befristete Rahmen zur Krisenbewéltigung und zur Gestaltung
des Wandels den Mitgliedstaaten beispielsweise die Einfuhrung einfacher und wirksamer
Regelungen, mit denen Folgendes unterstiitzt werden kann: die Herstellung von strategisch
wichtiger Ausriistung, die fur den Ubergang zur Klimaneutralitat erforderlich ist (d. h.
Batterien, Solarpaneele, Windturbinen, Warmepumpen, Elektrolyseure und Ausristung flr
die Abscheidung, Nutzung und Speicherung von COy), die Herstellung von
Schltsselkomponenten und die Herstellung oder Riickgewinnung einschldgiger Kritischer
Rohstoffe.

161 In Ausnahmefallen kann die Kommission Beihilfen auch direkt auf der Grundlage des AEUV — d. h. nicht auf der
Grundlage von Leitlinien — genehmigen. Dies war auch in der Sache SA.62915 — Osterreich — Beihilfe zur
Aufrechterhaltung der Sandoz-Penicillin-Produktion in Kundl (Tirol) der Fall, in der die Kommission am 27. Juli
2023 eine mit 28,8 Mio. EUR ausgestattete dsterreichische Beihilfemallnahme zur Férderung der Modernisierung
des Penicillin-Produktionsstandorts der Sandoz GmbH in Tirol genehmigte. Diese Beihilfe wird die
Aufrechterhaltung der letzten vollstandig integrierten Amoxicillin-Produktion in der EU erméglichen und damit zur
Versorgungssicherheit bei wichtigen und lebensrettenden Arzneimitteln beitragen.
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Besteht die reale Gefahr, dass Investitionen in eine solche strategisch wichtige Ausrlistung
durch Subventionen in L&nder auRerhalb Europas umgelenkt werden, so konnen die
Mitgliedstaaten staatliche Beihilfen bis zur Hohe des Betrags gewahren, der flr eine
vergleichbare Investition an dem anderen Standort zur Verfigung steht, oder bis zur Hohe
des Betrags, der erforderlich ist, um dem Unternehmen einen Anreiz daflr zu bieten, die
Investition im EWR zu tétigen (die sogenannte ,,Finanzierungsliicke), je nachdem, welcher
Betrag niedriger ist.

Auch bei der Unterstiitzung des digitalen Wandels spielen die EU-Beihilfevorschriften eine
fundamentale Rolle. So wurden die neuen Breitbandleitlinien an die jingsten Markt- und
Technologieentwicklungen (z. B. Netze mit sehr hoher Kapazitat und 5G-Ausbau) angepasst.
Dariiber hinaus hat die Kommission angesichts der auBerordentlich hohen strategischen
Bedeutung von Halbleitern Kriterien fur die Genehmigung staatlicher Beihilfen bis in Hohe
der Finanzierungsliicke fur die Errichtung neuartiger Produktionsstatten in der EU im Sinne
des EU-Chip-Gesetzes festgelegt.

Ein weiteres Beispiel bilden die Leitlinien fir Regionalbeihilfen (RAG), auf deren Grundlage
Investitionen in weniger entwickelten Regionen der EU, auch fur griine und digitale Ziele,
gefordert werden. Im Jahr 2021 hat die Kommission die Hochstintensitaten fur Beihilfen zur
Unterstutzung der Ziele des europdischen Griinen Deals und der Digitalstrategie erhoht, um
zusétzliche Anreize fur solche Investitionen in benachteiligten Gebieten der EU zu schaffen.
SchlieBlich sind wichtige Vorhaben von gemeinsamem europdischem Interesse (IPCEI)
ein wichtiges Beihilfeinstrument, mit dem sichergestellt wird, dass Spitzentechnologien in
der EU entwickelt und eingesetzt werden. IPCEI versetzen die Mitgliedstaaten in die Lage,
staatliche Mittel in Vorhaben von gemeinsamem EU-Interesse fir strategische Sektoren und
Technologien zu bindeln, wenn die Marktkréfte allein nicht immer das gewiinschte Ergebnis
erbringen, zum Beispiel in den Bereichen Mikroelektronik, Wasserstoff und Cloud-Dienste.
IPCEI ermdglichen strategische, gemeinsam konzipierte, grenziberschreitende und
innovative Forschung und Entwicklung sowie deren ersten gewerblichen Einsatz. Auch
Projekte  fur offene Infrastrukturen sind mdoglich. IPCElI haben erhebliche
Ausstrahlungseffekte in der gesamten EU. Mit der Anderung der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) im Jahr 2023 hat die Kommission auch KMU die
Teilnahme an solchen IPCEI erleichtert.

Im Jahr 2022 beliefen sich die Beihilfen fiir die gewerbliche Wirtschaft!®?, einschlieBlich der auf der
Grundlage der oben genannten Leitlinien gewahrten Beihilfen, auf insgesamt 106,85 Mrd. EUR, was
etwa 0,26 % des EU-BIP ausmacht und 238 EUR pro Kopf in der EU entspricht. Wie bereits
erwéhnt, dienten die meisten in den zehn Jahren ausgezahlten Beihilfen dem Umweltschutz,

182 Der Begriff ,Beihilfen fiir die gewerbliche Wirtschaft bezieht sich auf staatliche Beihilfen (in den
Jahresberichten gemeldetes Beihilfeelement im Jahr 2022) mit Ausnahme der Beihilfen fiir folgende politischen
Ziele: ,Kultur“, ,,Bewahrung des kulturellen Erbes* und ,,Ausgleich von durch Naturkatastrophen verursachten
Schédden®. Ebenfalls ausgeschlossen sind Krisenbeihilfen, d. h. staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit der
COVID-19-Krise und staatliche Beihilfen als Reaktion auf die russische Invasion der Ukraine.
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einschlieBlich Energieeinsparungen; im Jahr 2022 beliefen sich diese Beihilfen auf 41,5 Mrd. EUR,
was 38,8 % der gesamten Beihilfen fur die gewerbliche Wirtschaft und etwa 0,1 % des EU-BIP
ausmacht und 92 EUR pro Kopf entspricht. Die im Rahmen von IPCEI-MaRnahmen im Jahr 2022
ausgezahlten Beihilfen beliefen sich auf 1,04 Mrd. EUR und die auf der Grundlage der
Regionalbeihilfeleitlinien gewahrten Investitionsbeihilfen zur Unterstiitzung des Batteriesektors auf
262 Mio. EUR.

Was das Verfahren betrifft, so konnen die meisten staatlichen BeihilfemaRnahmen, die keinen Anlass
zu Wettbewerbsbedenken geben dirften, auf der Grundlage der AGVO von den Mitgliedstaaten
direkt durchgefiihrt werden, ohne dass eine vorherige Anmeldung bei der Kommission und eine
Genehmigung durch die Kommission erforderlich sind. Im Jahr 2022 fuhrten die Mitgliedstaaten
2203 MaRnahmen auf der Grundlage von Gruppenfreistellungen fiir staatliche Beihilfen durch, was
84 % aller neuen BeihilfemaRnahmen entsprach — bzw. 93 % aller neuen BeihilfemalRnahmen ohne
Berlicksichtigung der KrisenmalRnahmen (d. h. der auf der Grundlage des Befristeten COVID-19-
Rahmens, des Befristeten Krisenrahmens bzw. des Befristeten Rahmens zur Krisenbewaltigung und
zur Gestaltung des Wandels angemeldeten oder auf deren Grundsétzen basierenden Malinahmen).
Diese Entwicklung diirfte sich 2024 fortsetzen, da im Juni 2023 eine gezielte Anderung der AGVO
angenommen wurde, die die Foérderung des grinen und des digitalen Wandels in der EU weiter
vereinfacht und beschleunigt.

6.4 Gewahrleistung eines gut funktionierenden Binnenmarkts flr eine wettbewerbsfahige EU-
Wirtschaft

Wie aus dem Bericht der Kommission vom Oktober 2023 (ber EU-Initiativen zur Férderung von
Investitionen in saubere Technologien®®® hervorgeht, spielt die EU dank entschlossener Manahmen,
die im Einklang mit dem europdischen Griinen Deal und nicht zuletzt im Rahmen der Beihilfepolitik
ergriffen wurden, beim griinen Wandel sowohl innerhalb der EU als auch auf internationaler Ebene
eine fihrende Rolle. In dieser Amtszeit hat die Kommission die in den Beihilfevorschriften
vorgesehene Flexibilitat genutzt, um sich an die Bedurfnisse von Mitgliedstaaten und Unternehmen
anzupassen, die EU-Wirtschaft beim griinen und digitalen Wandel zu unterstiitzen und auf Krisen zu
reagieren; gleichzeitig traf sie Vorkehrungen, um UbermaRige Wettbewerbsverzerrungen zu
vermeiden und gleiche Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt zu wahren.

Die Kommission ist entschlossen, sowohl aus interner als auch aus externer Perspektive flir gleiche
Wetthewerbsbedingungen im Binnenmarkt zu sorgen. Wenn der Wettbewerb durch drittstaatliche
Subventionen zum Nachteil von Wettbewerbern und Verbrauchern verzerrt wird, wird die
Kommission gegebenenfalls die ihr zur Verfligung stehenden Instrumente einsetzen, etwa
handelspolitische Schutzinstrumente und die Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen. Die
Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen gilt seit dem 12. Juli 2023 und sendet eine starke

163 COM(2023) 684 final.
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Botschaft: Die EU-Wirtschaft ist nach wie vor offen fiir Handel und Investitionen, aber sie lasst sich
nicht durch den Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen beeintrachtigen oder
ausnutzen.

Gleichzeitig fihren auch Drittlander umfangreiche Unterstutzungsprogramme durch, wie die
Vereinigten Staaten mit dem Gesetz zur Verringerung der Inflation (Inflation Reduction Act), zu
dessen Auswirkungen auf die EU-Wirtschaft noch keine schliissigen Daten vorliegen. Die konkreten
Auswirkungen des Inflation Reduction Act auf EU-Investitionen kdnnen aufgrund der langfristigen
Investitionszyklen und der langfristigen Kapitalanlagen der Industrie fur saubere Technologien nur
auf langere Sicht bewertet werden.

Dies ist auch dadurch bedingt, dass die Wettbewerbsfahigkeit nicht allein auf Subventionen gestitzt
werden kann. Es besteht kein offensichtlicher Zusammenhang zwischen der allgemeinen
Wirtschaftsleistung und den gewdhrten Subventionen. Auch viele andere Faktoren wie Innovation,
Kosteneffizienz und Humankapital spielen eine Rolle. Die Unternehmen missen sich bewusst sein,
dass sie innovativ sein, effizientere Losungen finden und Investitionen tatigen miussen. Eine
wirksame Durchsetzung der Wettbewerbspolitik fordert die Innovations- und Investitionsbereitschaft
der Wirtschaft und stellt sicher, dass die Unternehmen erfolgreich sind, die den Verbrauchern die
besten Produkte zu erschwinglichen Preisen anbieten. Auf gesellschaftlicher Ebene sollten die
Unternehmen auf vertrauenswirdige und transparente Institutionen und Behdrden, einen stabilen
makrodkonomischen und regulatorischen Rahmen, Rechtssicherheit sowie den Zugang zu den
erforderlichen Kompetenzen und zu hochwertiger Infrastruktur zaéhlen koénnen, da all dies ein
investitionsfreundliches Unternehmensumfeld beglnstigt.

Der Binnenmarkt, der darliber hinaus einer der gréRten integrierten Markte der Welt ist, hat dies alles
zu bieten. Und darauf ist seine Wettbewerbsféhigkeit zuriickzufiihren. Der Binnenmarkt ist jedoch
keine statische Errungenschaft. Die Gesundheit und die Wettbewerbsfahigkeit der EU-Wirtschaft
sind auf stetige gemeinsame Bemdihungen angewiesen, den Binnenmarkt zu erhalten und
sicherzustellen, dass er den wirtschaftlichen Realitditen Rechnung tragt. Zur Bereitstellung der
650 Mrd. EUR, die jahrlich fir den grinen und den digitalen Wandel und fir die Resilienz unserer
Wirtschaft erforderlich sind®®4, werden Investitionen bendétigt, die — unabhingig von der steuerlichen
Leistungsféhigkeit der Mitgliedstaaten — in erster Linie vom privaten Sektor getatigt werden mssen.
Dariiber hinaus sind weiterhin EU-Mittel erforderlich, um den Finanzierungsbedarf zu decken und
dabei eine Fragmentierung des Binnenmarkts infolge der unterschiedlich starken Unterstltzung der
nationalen Volkswirtschaften durch (befristete) staatliche Beihilfen zu vermeiden und regionale
Unterschiede zu verringern. Nicht zuletzt missen die verbleibenden Hindernisse, die einen

164 Der Gesamtbedarf an zusatzlichen Investitionen, die getatigt werden missen, um die Ziele des griinen und des
digitalen Wandels zu erreichen, wurde auf

rund 650 Mrd. EUR pro Jahr fur den Zeitraum 2022-2030 veranschlagt, siehe
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/strategicplanning/strategic-foresight/2022-strategic-
foresightreport_en#:~:text=1t1%20is%20estimated%2C%20at%20lower,reqions%20in%20Europe%20and%20beyon
d und https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda 23 3194.
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wirksamen Handel im gesamten Binnenmarkt erschweren, beseitigt werden, damit die Unternehmen
das Potenzial des Binnenmarkts voll ausschépfen konnen. 16

7. Messung der Auswirkungen der Durchsetzung des Wettbewerbsrechts auf
die Kunden

Die GD Wetthewerb schatzt die direkten Einsparungen, die sich fir Kunden aus der Durchsetzung
der Kartellrechts- und Fusionskontrollvorschriften durch die Kommission ergeben, fir den
Zeitraum 20122022 auf 145 bis 250 Mrd. EUR. Die Durchsetzung der genannten Vorschriften war
fir die Kunden mit einem direkten Nutzen von durchschnittlich rund 13 bis 23 Mrd. EUR pro Jahr
verbunden. Der allgemeine Nutzen fur die Kunden schlielt auch indirekte Auswirkungen oder die
abschreckende Wirkung der Durchsetzung des Wettbewerbsrechts sowie positive Auswirkungen auf
Innovation und Qualitadt ein. Diese Auswirkungen sind schwieriger zu quantifizieren oder zu
schétzen, dirften aber umfangreicher sein als die direkten Einsparungen fir Kunden. Ergénzende
jungste Modellberechnungen zu den makrookonomischen Auswirkungen der Durchsetzung des
Wettbewerbsrechts zeigen, dass die Durchsetzung der Kartellrechts- und Fusionskontrollvorschriften,
wie sie die Kommission in den vergangenen zehn Jahren durchgefiihrt hat, auf das reale BIP der EU
im Vergleich zum Basisszenario mittel- bis langfristig eine positive Wirkung in einer GréRenordnung
von 0,6 % bis 1,1 % haben durfte. Bezogen auf das BIP 2019 entspricht dies einer Zunahme um 80-
150 Mrd. EUR.®®

185 In der Mitteilung COM(2024) 77 — Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: ,Jahresbericht 2024 (iber den
Binnenmarkt und die Wettbewerbsfahigkeit“ hat die Kommission eine Analyse des Binnenmarkts und seiner
Wettbewerbsfahigkeit vorgelegt, die sich auf neun Wettbewerbsfaktoren stiitzt. Diese Faktoren sind ein
funktionierender Binnenmarkt, der Zugang zu Kapital aus der Privatwirtschaft, ffentliche Investitionen und
Infrastruktur, Forschung und Innovation, Energie, Kreislaufwirtschaft, Digitalisierung, Bildung und Kompetenzen
sowie Handel und offene strategische Autonomie.

186 Europdische Kommission, Generaldirektion Wettbewerb, Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen,
Gemeinsame Forschungsstelle, Archanskaia, E., Cai, M., Cardani, R., et al., Modelling the macroeconomic impact
of competition policy: 2021 update and further development (Modellierung der makrodkonomischen Auswirkung
der Wettbewerbspolitik: Lagebericht 2021 und weitere Entwicklung), Amt fur Veroffentlichungen der Européischen
Union, 2022.
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Tabelle 8: Einsparungen fir Kunden (Midpoints) 2012—2022

Einsparungen fur Kunden (2012-2022) in Mrd. EUR
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Quelle: GD Wettbewerb auf der Grundlage interner Daten.

Im Jahr 2023 setzte die GD Wettbewerb ihre Arbeit am Projekt ,,State of EU Competition fort. Ziel
dieses Projekts ist es, die Entwicklung von Markten und der Unternehmenskonzentration in
verschiedenen Wirtschaftszweigen und Mitgliedstaaten zu untersuchen und festzustellen, in welchen
Wirtschaftszweigen der Wettbewerb moglicherweise nicht gut funktioniert. Ferner sollen die Vorteile
des Wetthewerbs bewertet und dokumentiert werden, unter anderem auf der Grundlage von Analysen
der Preiskonzentration auf Sektorebene, makrodkonomischer Modellierung und einer Umfrage bei
Unternehmen. Dabei wird sich die GD Wettbewerb auf die Ergebnisse zweier vorbereitender Studien
stiitzen, von denen eine von der OECD (Abschlussbericht voraussichtlich 2024) und eine von einem
externen Berater (Abschlussbericht eingegangen im Dezember 2023, Veroffentlichung in Kirze)
durchgefiihrt wurde.

8. Modernisierung der Arbeitsmethoden der GD Wettbewerb mit Blick auf
eine Anpassung an die aktuellen und kinftigen Erfordernisse im Bereich der
Durchsetzung

8.1 Digitale Unternehmensldsungen

Im Jahr 2023 setzte die GD Wettbewerb die Modernisierung ihrer Arbeitsmethoden im Einklang mit
der Uberarbeiteten Digitalstrategie der Kommission®” fort. So wurde die Nutzung der

167 Mitteilung an die Kommission — Digitalstrategie der Europaischen Kommission — Digitale Kommission der
nachsten Generation (C(2022) 4388 final vom 30.6.2022).
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Fallbearbeitungsanwendung CASE@EC ausgeweitet. Parallel dazu sind die Arbeiten zur Ersetzung
des alten Fallbearbeitungssystems fur die Durchsetzung der Antitrust- und Kartellrechtsvorschriften
durch CASE@EC im Jahr 2023 gut vorangekommen und durften 2024 abgeschlossen werden.

Im Jahr 2023 hat die GD Wettbewerb auch ihre Kommunikation mit externen Akteuren weiter
verbessert und digitalisiert. Die Anwendung COMP Cases®®®, (iber die Wettbewerbssachen
veroffentlicht werden, wurde umgestaltet. Sie bietet Birgern und externen Interessentrdgern bessere
Mdglichkeiten, offentliche Daten zu Wettbewerbssachen abzurufen, zu durchsuchen und zu
exportieren. Darlber hinaus unterstiitzt das im Rahmen des Europdischen Wettbewerbsnetzes
verwendete Kooperationsinstrument ECN2 nun die Zusammenarbeit bei Durchsetzungsmafnahmen
auf der Grundlage der Verordnung Uber drittstaatliche Subventionen. Zudem wurden viele
Instrumente der GD Wettbewerb zur Durchsetzung des Wettbewerbsrechts modernisiert, zum
Beispiel eRFI*°, eLeniency'’ und eConfidentiality’’* sowie die Anwendungen fiir die Anmeldung
staatlicher Beihilfen (SANI2)!"2 und die Berichterstattung iiber staatliche Beihilfen (SARI2)'". Die
GD Wettbewerb verbessert kontinuierlich die Bearbeitung der immer groReren Zahl von
Stellungnahmen zu Wettbewerbssachen. Im Jahr 2023 wurde die von den Sachbearbeiterteams zur
Uberpriifung groRer Mengen von Unterlagen genutzte Anwendung eDiscovery modernisiert, um die
Funktionalitit und das Nutzererlebnis zu verbessern.

8.2 Datenanalyse und Technologie

Das Team des Chief Technology Officer — das fiir Datenanalyse und Technologie zustdndige Referat
der GD Wettbewerb — setzte seine Téatigkeiten 2023 fort und baute sie weiter aus. Das Team berét
den Wettbewerbskommissar und den Generaldirektor. Dariiber hinaus leitet und beaufsichtigt es alle
daten- und technologiebezogenen Initiativen und Arbeitsablaufe der GD Wettbewerb. Das Team des
Chief Technology Officer fungiert als Exzellenzzentrum fur digitale Untersuchungswerkzeuge und
Datenwissenschaft ~und  unterstitzt die  GD Wettbewerb ~ mit  Blick auf  deren
Durchsetzungsinstrumente. Daruber hinaus bietet es modernste IT-Forensik an und leistet
informations- und ermittlungstechnische Unterstiitzung. Schlieflich spielt das Referat im Netz der
Sachverstandigen flr digitale Untersuchungen eine aktive Rolle in der fir Datenschutz und
Durchsetzung des  Wettbewerbsrechts  zustdndigen  Arbeitsgruppe  des  Europaischen
Wettbewerbsnetzes (ECN).

Die GD Wettbewerb stellt sicher, dass alle Verfahren mit den Datenschutzvorschriften im Einklang
stehen und dass der Datenschutz nicht als Vorwand genutzt wird, um Untersuchungen zu behindern
oder zu verzogern. Im Jahr 2023 stellte das Gericht in der Rechtssache T-451/20, Meta, fest, dass die

168 Sjehe: https://competition-cases.ec.europa.eu/search.

169 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/mergers/procedures/erfi_en.

170 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/antitrust-and-cartels/leniency/eleniency en.

171 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/index/it-tools/econfidentiality en.

172 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/state-aid/legislation/forms-notifications-and-reporting_en.
173 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/state-aid/overview en.
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Kommission berechtigt ist, personenbezogene Daten fiir die Zwecke einer wettbewerbsrechtlichen
Untersuchung zu verarbeiten, und dass die von der Kommission angewandten Verfahrensgarantien in
vollem Umfang mit den Verpflichtungen der Kommission nach den EU-Datenschutzvorschriften im
Einklang stehen.*™

8.3 Starkung des Instruments fur Hinweisgeber

Die Kommission bietet ein Whistleblower-Tool an, mit dessen Hilfe Einzelpersonen der
Bevolkerung anonym Hinweise geben konnen, wenn sie mutmaliliche Kartelltatigkeiten oder andere
wettbewerbswidrige Handlungen wie etwa den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
festgestellt haben. Im Januar 2023 erweiterte die Kommission den Umfang dieses Instruments fur
anonyme Hinweise, sodass Einzelpersonen und Unternehmen fortan auch mutmaliliche Verstéie im
Zusammenhang mit Zusammenschliissen und staatlichen Beihilfen melden konnen.*”

9. Sensibilisierung und  Information  zur  Unterstitzung  der
Wettbewerbspolitik und ihrer Durchsetzung

Im Jahr 2023 setzte die Kommission ihre Sensibilisierungs- und Informationskampagnen im Bereich
der EU-Wettbewerbspolitik auf mehreren Ebenen fort, um die Wirksamkeit der genannten Politik zu
unterstiitzen. So nahm insbesondere Exekutiv-Vizeprasidentin Vestager an Veranstaltungen und
Pressekonferenzen teil, gab Interviews und duferte sich in sozialen Medien. Hohere Fihrungskrafte
der GD Wettbewerb nahmen an Informationskampagnen in den Mitgliedstaaten teil. Diese
Aktivitadten ergénzten die externe Kommunikation der GD Wetthewerb, die beispielsweise durch
Pressemitteilungen, Kurzberichte, Newsletter und Nachrichten in sozialen Medien erfolgt.

Im Jahr 2023 begann die Diskussionsreihe zum Thema ,,Mérkte fiir Menschen®, die die Kommission
im Zeitraum April 2023 bis Anfang 2024 in finf mittelgrofRen Stadten fiinf verschiedener EU-L&nder
durchfiihrte. Die Kommission lud Personlichkeiten aus verschiedenen Politikbereichen ein, tiber die
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Wettbewerbspolitik auf das Leben der Menschen zu
diskutieren. Die Veranstaltungsorte, Redner und Themen wurden gemeinsam mit den nationalen
Wetthewerbsbehorden, den Vertretungen der Kommission in den Mitgliedstaaten und den lokalen
Europe-Direct-Zentren festgelegt. Die erste Diskussion fand im April 2023 in Modena (ltalien), die
zweite im Juni 2023 in Salzburg (Osterreich), die dritte im Oktober 2023 in Salamanca (Spanien) und
die vierte im Dezember 2023 in Briinn (Tschechische Republik) statt.

Im Juni 2023 veranstaltete die Kommission, auch im Rahmen ihrer laufenden Bewertung der
Verordnung 1/2003, in Brissel eine Konferenz anlésslich des 20. Jahrestags des Beginns der
Durchsetzung des EU-Kartellrechts auf der Grundlage der Verordnung 1/2003. Zu dieser Konferenz
kamen Durchsetzungsbehtrden, niedergelassene Rechtsanwéltinnen und Rechtsanwalte, interne

174 Urteil des Gerichts vom 24. Mai 2023, Meta Platforms Ireland/Kommission, T-451/20, ECLI:EU:T:2023:276.
175 Sjehe: https://competition-policy.ec.europa.eu/index/whistleblower en.
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Rechtsberater und Wissenschaftler zu Diskussionen und Reflexionen Uber die Leistungen, den
Bedarf und die Herausforderungen im Zusammenhang mit dem derzeitigen Kartellrechtlichen
Verfahrensrahmen zusammen.

10. Wettbewerbspolitik in einem europaischen und globalen Kontext

10.1 Mit vereinten Kréften eine europaische und globale Wettbewerbskultur gestalten
Politikkoharenz durch das Européische Wettbewerbsnetz

Seit 2004 arbeiten die Kommission und die nationalen Wettbewerbsbehorden aller EU-
Mitgliedstaaten im Europiischen Wettbewerbsnetz (ECN) zusammen.}’® Mit dem ECN soll
sichergestellt werden, dass das EU-Wettbewerbsrecht wirksam und kohérent gegen
wettbewerbswidrige Geschaftspraktiken von Unternehmen angewendet wird, die den Handel
zwischen EU-Mitgliedstaaten beeintrachtigen koénnten. Im Jahr 2023 sorgte die Kommission im
Rahmen des ECN weiterhin fur die koharente Anwendung der Verordnung 1/2003. Die Verordnung
enthélt zwei wichtige Mechanismen zur Unterstiitzung der Zusammenarbeit. Erstens unterrichten die
nationalen Wettbewerbsbehérden die Kommission im Stadium der ersten férmlichen
Ermittlungshandlung (ber jede neue Untersuchung. Zweitens konsultieren die nationalen
Wettbewerbsbehdrden die Kommission vor bestimmten Entscheidungen. Im Jahr 2023 wurden 140
neue Untersuchungen innerhalb des Netzes eingeleitet, und 88 in Betracht gezogene Entscheidungen
wurden der Kommission vorgelegt.

Auch andere Arbeitsbereiche innerhalb des ECN gewadbhrleisten eine kohdrente Durchsetzung der
Wetthewerbspolitik in der EU. Die Mitglieder des ECN treffen sich regelmal3ig, um konkrete Félle,
politische Fragen und Aspekte von strategischer Bedeutung zu erdrtern. Im Jahr 2023 fanden
48 Sitzungen horizontaler Arbeitsgruppen und sektorspezifischer Untergruppen statt, bei denen
Wetthewerbsexperten verschiedener Behodrden einen Meinungsaustausch fiihrten und tber bewéhrte
Verfahren berieten.

Ein kontinuierlicher und konstruktiver interinstitutioneller Dialog

Das Europdische Parlament, der Rat, der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss und der
Européische Ausschuss der Regionen sind wichtige Partner der Kommission bei den laufenden
Dialogen Uber die Wettbewerbspolitik.

Im Europdischen Parlament nahm Exekutiv-Vizeprasidentin Vestager 2023 an mehreren Gesprachen
und strukturierten Dialogen teil, u.a. mit dem Ausschuss fur Wirtschaft und Wahrung, dem
Ausschuss fur Binnenmarkt und Verbraucherschutz, dem Ausschuss fur Beschéaftigung und soziale
Angelegenheiten und dem Ausschuss fir Recht. Dartiber hinaus nahm sie an Plenardebatten tber die

176 Bekanntmachung der Kommission Uber die Zusammenarbeit innerhalb des Netzes der Wettbewerbsbehorden
(ABI. C 101 vom 27.4.2004, S. 43 und ABI. C 374 vom 13.10.2016, S. 10).
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Wettbewerbspolitik und die Reaktion der EU auf den Inflation Reduction Act der Vereinigten
Staaten teil.

Im Jahr 2023 nahm Exekutiv-Vizeprasidentin Vestager im Rat an Gesprachen und Debatten tber
wettbewerbspolitische Fragen sowie (ber die langfristige Wettbewerbsfahigkeit und Produktivitat
teil, die unter anderem im Rahmen mehrerer Tagungen des Rates (Wettbewerbsfahigkeit
(Binnenmarkt und Industrie)) gefuhrt wurden.

10.2 Weltweite Zusammenarbeit im Bereich der Wettbewerbspolitik
Multilaterale Beziehungen

Im Jahr 2023 hat die Kommission ihre aktive Teilnahme an internationalen Wettbewerbsgremien wie
dem OECD-Wetthewerbsausschuss, dem Internationalen Wettbewerbsnetz, in dessen Arbeitsgruppe
,Unternehmenszusammenschliisse” sie weiterhin ihre auf drei Jahre befristete Tatigkeit als Ko-
Vorsitzende ausibt, und der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (United
Nations Conference on Trade and Development — UNCTAD) fortgesetzt. Auch ihr Engagement zur
Verbesserung der internationalen Regeln im Bereich Subventionen fiihrte die Kommission fort. Die
Reform der Subventionsregeln ist eine der wichtigsten Prioritaten der EU bei der Modernisierung der
WTO-Handelsregeln.

Bilaterale Beziehungen

Im Marz 2023 fand das dritte Treffen der Kommission und der US-Wetthewerbsbehdrden im
Rahmen des gemeinsamen wettbewerbspolitischen Dialogs im Technologiebereich statt. Erortert
wurden die Kooperationsbemiihungen zur Gewéhrleistung und Forderung eines fairen Wettbewerbs
im digitalen Sektor. Auf der Tagung des Handels- und Technologierates EU-USA wurde im
Mai 2023 die vierte Ministertagung ausgerichtet.

Im Jahr 2023 setzte die Kommission ihre wettbewerbspolitische Zusammenarbeit mit Drittlandern
fort, auch im Rahmen von Programmen der technischen Zusammenarbeit mit mehreren asiatischen’’
und afrikanischen'’® Landern. Die Kommission setzte die Verhandlungen Gber den Abschluss von
Freihandelsabkommen mit Australien, Indien, Indonesien, Thailand und finf Landern im 6stlichen
und stidlichen Afrika fort.}"

Was die Bewerberlander'® und moglichen Bewerberlander®®!, die eine EU-Mitgliedschaft anstreben,

betrifft, so besteht das wichtigste politische Ziel der Kommission darin, ihnen bei der Erfullung der

177 Siehe: https://asia.competitioncooperation.eu/

178 Siehe: https://africa.competitioncooperation.eu/

179 Bei den fiinf Landern im 6stlichen und stidlichen Afrika handelt es sich um Folgende: Komoren, Madagaskar,
Mauritius, Seychellen und Simbabwe.

180 | ander, denen vom Europaischen Rat auf der Grundlage einer Empfehlung der Europaischen Kommission der
Status eines Bewerberlandes zuerkannt wurde: Albanien, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Moldau,
Montenegro, Nordmazedonien, Serbien, die Tirkei und die Ukraine.

181 Mogliches Bewerberland fiir eine EU-Mitgliedschaft: Kosovo.
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im Vertrag tber die Europaische Union und vom Européaischen Rat festgelegten Beitrittskriterien'®?

zur Seite zu stehen. So unterstutzt die Kommission beispielsweise Bewerberlander und mogliche
Bewerberlander bei der Angleichung ihres Rechtsrahmens fiir Kartellrecht, Fusionskontrolle und
staatliche Beihilfen an den EU-Besitzstand und bei der Entwicklung gut funktionierender und
operativ unabhangiger Wettbewerbsbehdrden.

Im November 2023 hat die Europaische Kommission ihr Erweiterungspaket 2023 angenommen, das
eine ausfihrliche Bewertung des aktuellen Stands und der Fortschritte enthalt, die die
Westbalkanlander, die Tirkei, Georgien, Moldau und die Ukraine auf ihrem Weg zur Europaischen
Union erzielt haben.!® In Anbetracht der von der Ukraine und Moldau erzielten Ergebnisse und der
laufenden  Reformbemiihungen empfahl die Kommission dem  Europdischen Rat,
Beitrittsverhandlungen mit beiden Landern aufzunehmen, sofern bestimmte Schritte unternommen
werden. 84

Im Falle Georgiens empfahl die Kommission dem Européischen Rat, Georgien den Status eines
Bewerberlandes unter der VVoraussetzung zuzuerkennen, dass eine Reihe von Schritten unternommen
wird. 18

182 \Weitere  Einzelheiten zu den  Beitrittskriterien ~ finden  Sie unter:  https://neighbourhood-
enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/conditions-membership_en

183 Siehe: https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/strategy-and-reports_en

184 Am 14. Dezember 2023 hat der Europaische Rat beschlossen, Beitrittsverhandlungen mit der Ukraine und
Moldau aufzunehmen. Der Europdische Rat ersuchte den Rat, die jeweiligen Verhandlungsrahmen anzunehmen,
sobald die in den entsprechenden Empfehlungen der Kommission vom 8. November 2023 dargelegten einschldgigen
Schritte unternommen worden sind.

185 Am 14. Dezember 2023 wurde Georgien vom Europaischen Rat der Status eines Bewerberlandes unter der
Voraussetzung zuerkannt, dass die in der Empfehlung der Kommission vom 8. November 2023 dargelegten
einschlégigen Schritte unternommen werden.

62


https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/conditions-membership_en
https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/conditions-membership_en
https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/enlargement-policy/strategy-and-reports_en

2023

AUF EINEN BLICK

0
1 5 465 e}
’ 6 WJ an 1 g 9 -620

Webcasts
GeldbeBien Beschiisse Tok

63



	1. Einleitung
	2. Rückgriff auf das Beihilferecht und die Aufbau- und Resilienzfazilität zur Abfederung der negativen Auswirkungen externer wirtschaftlicher Schocks
	2.1. Befristeter Rahmen zur Krisenbewältigung und zur Gestaltung des Wandels
	2.2. Auslaufen des Befristeten Rahmens für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des Ausbruchs von COVID-19
	2.3. Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilität

	3. Fortschritte in Bezug auf die umfassende politische Agenda – damit die Wettbewerbsvorschriften weiterhin zukunftsfähig bleiben
	3.1. Aktualisierung der Vorschriften und Leitlinien im Bereich des Kartellrechts und der Fusionskontrolle
	Annahme der Vorschriften für Vereinbarungen über horizontale Zusammenarbeit
	Verlängerung der Gruppenfreistellungsverordnung für den Kraftfahrzeugsektor
	Annahme des Pakets zur Vereinfachung und Straffung von Fusionskontrollverfahren
	Annahme der Leitlinien für Nachhaltigkeitsvereinbarungen in der Landwirtschaft
	Auslaufen der Gruppenfreistellungsverordnung für Seeschifffahrtskonsortien
	Startschuss für Vorbereitungen für die Leitlinien zur Anwendung des Artikels 102 AEUV
	Fortsetzung der Evaluierung der Verordnung (EG) Nr. 1/2003
	Evaluierung der Vorschriften für Technologietransfer-Vereinbarungen

	3.2. Aktualisierung der Vorschriften und Leitlinien für staatliche Beihilfen
	Änderung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung
	Annahme der allgemeinen De-minimis-Verordnung
	Annahme der überarbeiteten DAWI-De-minimis-Verordnung
	Annahme der überarbeiteten Vorschriften für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor sowie im Fischerei- und Aquakultursektor
	Annahme des IPCEI-Verhaltenskodexes
	Gemeinsames Europäisches Forum für wichtige Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse
	Annahme der Auslegungsleitlinien zu der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
	Evaluierungen


	4. Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zu den wichtigsten Prioritäten der Kommission
	4.1 Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zum digitalen Wandel und zu einem starken und widerstandsfähigen Binnenmarkt
	Beitrag der Durchsetzung des Kartellrechts zum digitalen Wandel und zu einem starken und widerstandsfähigen Binnenmarkt
	Beitrag der Fusionskontrolle zum digitalen Wandel und zu einem starken und widerstandsfähigen Binnenmarkt
	Beitrag der Beihilfenkontrolle zum digitalen Wandel und zur Widerstandsfähigkeit des Binnenmarkts

	4.2 Beitrag der Durchsetzung der Wettbewerbspolitik zum grünen Wandel
	Beitrag der Durchsetzung des Kartellrechts zum grünen Wandel
	Beitrag der Fusionskontrolle zum grünen Wandel
	Beitrag der Beihilfenkontrolle zum grünen Wandel

	4.3. Beitrag der Wettbewerbspolitik zu einer Wirtschaft im Dienste der Menschen
	Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zu Innovation und Fairness im Zahlungsverkehr
	Durchsetzung des Kartellrechts im Finanzdienstleistungs- und Versicherungssektor
	Durchsetzung der Fusionskontrollvorschriften im Finanzdienstleistungssektor
	Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Finanzdienstleistungssektor
	Staatliche Beihilfen in der Versicherungswirtschaft
	Staatliche Beihilfen in Form öffentlicher Garantien


	5. Neue ergänzende Binnenmarktinstrumente traten in Kraft
	5.1. Gesetz über digitale Märkte
	5.2. Verordnung über Subventionen aus Drittstaaten

	6. Auswirkungen der Beihilfepolitik auf die Integrität des Binnenmarkts und die globale Wettbewerbsfähigkeit der EU
	6.1 Gesamtbild der Auszahlungen staatlicher Beihilfen (krisenbedingter und nicht krisenbedingter Beihilfen) im Jahr 2022
	6.2 Entscheidend wichtiger, aber vorsichtiger Einsatz staatlicher Beihilfen in Krisenzeiten
	6.3 Verwirklichung der Ziele des digitalen und des grünen Wandels und anderer Prioritäten der EU
	6.4 Gewährleistung eines gut funktionierenden Binnenmarkts für eine wettbewerbsfähige EU-Wirtschaft

	7. Messung der Auswirkungen der Durchsetzung des Wettbewerbsrechts auf die Kunden
	8. Modernisierung der Arbeitsmethoden der GD Wettbewerb mit Blick auf eine Anpassung an die aktuellen und künftigen Erfordernisse im Bereich der Durchsetzung
	8.1 Digitale Unternehmenslösungen
	8.2 Datenanalyse und Technologie
	8.3 Stärkung des Instruments für Hinweisgeber

	9. Sensibilisierung und Information zur Unterstützung der Wettbewerbspolitik und ihrer Durchsetzung
	10. Wettbewerbspolitik in einem europäischen und globalen Kontext
	10.1 Mit vereinten Kräften eine europäische und globale Wettbewerbskultur gestalten
	Politikkohärenz durch das Europäische Wettbewerbsnetz
	Ein kontinuierlicher und konstruktiver interinstitutioneller Dialog

	10.2 Weltweite Zusammenarbeit im Bereich der Wettbewerbspolitik
	Multilaterale Beziehungen
	Bilaterale Beziehungen



